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ZUSAMMEN­
FASSUNG 
Der Berliner Wohnraumbedarfsbericht wurde erstmalig Ende 2019 veröffentlich. Der 
aktualisierte Bericht beschäftigt sich daran anknüpfend mit den Entwicklungen auf dem 
Berliner Wohnungsmarkt unter besonderer Berücksichtigung der Wohnraumversorgung 
von Transferleistungsempfängerinnen und -empfängern, Haushalten mit niedrigem Ein-
kommen sowie Personen mit spezifischem Wohnbedarf.

Die wichtigsten Ergebnisse der Untersuchungen werden nachfolgend kurz zusammengefasst.

Wohnungsmarktsituation
Insgesamt verzeichnete Berlin 2023 mit 3.782.202 Personen den höchsten Bevölke-
rungsstand seit dem Zweiten Weltkrieg. Zwischen 2014 und 2023 lässt sich ein Anstieg 
der Bevölkerung in Berlin um 9,0 % feststellen, das entspricht 312.000 Personen. Für das 
Jahr 2023 wurden 2,01 Millionen Haushalte erfasst. Strukturell bestand 2023 die Hälfte 
der Berliner Haushalte aus einer Person. Berlinweit lebten in drei von zehn Haushalten 
zwei Personen. Auf Drei-Personen-Haushalte und Haushalte mit mindestens vier Personen 
entfielen gesamtstädtisch jeweils rund 10  %. 2023 umfasste ein Berliner Haushalt im 
Durchschnitt 1,9 Personen. Das mittlere monatliche Haushaltsnettoeinkommen (Median) 
betrug im Land Berlin im Jahr 2023 2.575 EUR. Je nach Haushaltsgröße lag das mitt-
lere monatliche Haushaltsnettoeinkommen zwischen 1.800 EUR bei Einpersonen- und 
4.525 EUR bei Vier- und mehr-Personenhaushalten. Im Durchschnitt der Jahre 2014 bis 
2023 betrug der Außenwanderungssaldo, der die Differenz zwischen Zu- und Fortzügen 
beschreibt, rund 35.000 Personen bei abnehmender Dynamik: 2023 betrug der Außen-
wanderungssaldo 32.765  Personen. Der Wanderungsgewinn 2023 geht ausschließlich 
auf die hohe Wanderungsdynamik mit dem Ausland (49.550) zurück. An die übrigen 
Bundesländer verliert Berlin 2023 Bevölkerung (–16.785). Im Vergleich zum Vorjahr stieg 
die Anzahl der Wohnungen in Berlin 2023 um 15.965 auf insgesamt 2.030.259 Einheiten. 
Zwischen 2014 und 2023 wurden insgesamt 149.981 Wohnungen in Berlin fertiggestellt. Die 
jährliche Anzahl nahm seit 2014 stetig zu und erreichte 2019 mit 18.999 fertiggestellten 
Wohnungen ihren bisherigen Höchststand. Seit 2020 liegt die Zahl der Fertigstellungen 
bei etwa 16.000 Wohneinheiten. Aufgrund des angespannten Berliner Wohnungsmarkts 
entscheiden sich Menschen zunehmend für einen Wohnort im Berliner Umland.

Die Berliner Angebotsmiete lag 2023 im Median bei 13,99 Euro/m², was einer Steigerung 
von 2,45 Euro/m² bzw. 21,2% gegenüber dem Vorjahr entsprach (2022: 11,54 Euro/m²). 
Parallel ging die Anzahl der Inserate stark zurück. Berliner Haushalte mussten 2023 auf 
Wohnungssuche im Mittel fast doppelt so viel Miete pro m² aufbringen wie Personen in 
bestehenden Mietverhältnissen (+ 95,4 %). Die Städte München (42 %), Hamburg (36 %) 
und Leipzig (35 %) lagen deutlich dahinter. Dies bildet eindrucksvoll die aktuelle Markt-
anspannung ab und die Herausforderungen, vor denen Berliner Haushalte bei einem 
Wohnungswechsel stehen.
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Wohnraumversorgung bei 
Bestandsmieten
Die Versorgungssituation der Bedarfsgemeinschaften wurde auf Basis der seit dem 
01.10.2023 im Land Berlin geltenden Richtwerte für die Bruttokaltmieten sowie auf Basis 
des Mietspiegeldatensatzes 2024 untersucht. Insgesamt konnten 1.190.767 angemessene 
Wohnungen identifiziert werden. Damit sind theoretisch 84 % der mietspiegelrelevanten 
Wohnungen im Bestand im Land Berlin angemessen. Davon befinden sich 27 % in der 
einfachen, 54 % in der mittleren und 19 % in der guten Wohnlage. Rund vier Fünftel der 
angemessenen Wohnungen sind zwischen 40 und 90 m² groß. Das rechnerische Ver-
sorgungsdefizit beläuft sich bei den Bedarfsgemeinschaften mit einer Person auf rund 
16.759 Wohnungen. Bei den Mehrpersonenhaushalten ergibt sich jeweils ein abstrakter 
Versorgungsüberhang. Hierbei ist zu beachten, dass die Werte theoretische Größen dar-
stellen, da es sich bei den ausgewerteten Wohnungen um bewohnten Wohnraum handelt. 

Bei Haushalten ohne Bezug von staatlichen Leistungen für die Wohnkosten betrug die 
Mietbelastungsquote 2022 25,6 %. Auch hier unterscheidet sich die Mietbelastungsquote 
stark bei Ein- und Mehrpersonenhaushalten: von 21,3 % bei Haushalten mit vier und mehr 
Personen bis 29,7 % bei Einpersonenhaushalten. Nach Abzug der im Mietspiegelsegment 
untergebrachten Bedarfsgemeinschaften ergibt sich ein rechnerischer Versorgungsüber-
schuss von 260.980 leistbaren Wohnungen für Haushalte mit einem Haushaltseinkommen 
unterhalb des Berliner Durchschnitt und einer Mietbelastung von maximal 27 % (nettokalt). 

Dieser theoretische Überschuss bedeutet nicht, dass diese Wohnungen tatsächlich zur 
Anmietung zur Verfügung stehen. Die Aussage kann dahingehend interpretiert werden, 
dass der weitaus überwiegende Teil der Wohnungen im Berliner Mietspiegelsegment für 
die Berlinerinnen und Berliner unter Maßgabe einer maximalen Mietbelastung (Nettokalt-
miete) bezogen auf 27 % des Haushaltsnettoeinkommens leistbar sind. Defizite bei der 
Leistbarkeit gibt es in der Einkommensgruppe mit weniger als 60 % vom Durchschnitts
einkommen. Hier ist jedoch davon auszugehen, dass die Mehrzahl der Haushalte im Bezug 
von Transferleistungen sind und die angemessenen Wohnkosten übernommen werden.

Wohnraumversorgung bei 
Wiedervermietung
Für die Überprüfung, wie viele angemessene (Neuvermietungs-)Wohnungen es für 
Wohnungssuchende nach SGB II, SGB XII und dem Asylbewerberleistungsgesetz auf 
dem Wohnungsmarkt gibt, hat FUB IGES die Angebotsmieten der ImmoInfo GmbH aus
gewertet. Insgesamt wurden etwa 60.000 Mietinserate im Zeitraum 2023 bis Juni 2024 
ausgewertet. Inserate mit einer Bruttokaltmiete unterhalb von der AV-Wohnen im jewei-
ligen Zeitraum vorgeschriebenen Richtwerte, wurden als angemessen gewertet. Wie im 
vorangehenden Kapitel wurden Doppelzählungen vermieden, indem Wohnungen, die 
bereits bei der nächst kleineren Bedarfsgemeinschaft gezählt wurden, nicht noch einmal 
gewertet wurden. 
Von den 36.350 Neuvermietungen des BBU in 2022/2023 wurden mindestens 20.413 
Wohnungen einer Miete unterhalb der Grenzen der AV-Wohnen zugeordnet. Dadurch 
erhöht sich die Zahl der 2023 angebotenen angemessenen Wohnungsangebote von 
3.159 auf mindestens 23.572 Wohnungen. Anhand der Auswertung der Mietinserate der 
Immoinfo GmbH vom Juli 2023 bis Juni 2024 wurde auf Basis der 27 %-Quote der Netto-
kaltmiete am Haushaltsnettoeinkommen die Höhe des Versorgungsgrades bei Neuver-
mietungen geprüft. Im Ergebnis zeigt sich eine deutliche Unterversorgung: Während auch 
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Durchschnittsverdienende sich nur etwa jede vierte angebotene Wohnung (27,8 %) leisten 
konnten, war dies bei Haushalten mit einem Einkommen von 60 % des mittleren monat-
lichen Haushaltsnettoeinkommens nur jede zwanzigste angebotene Wohnung (4,8 %). 

Der große Unterschied in der Leistbarkeit von Bestandswohnungen und Wohnungen 
bei Wiedervermietung ist ein typischer Indikator für einen aktuell stark angespannten 
Wohnungsmarkt.

Personen mit spezifischem 
Wohnungsbedarf
	§ �Im Bereich des studentischen Wohnens zeigt sich in Berlin nach wie vor Nachholbedarf, 

insbesondere nach preiswertem Wohnraum trotz einer verbesserten Versorgungsquote. 
Das spiegelt sich auch in der – verglichen zum Bundesdurchschnitt – immer noch 
niedrigen Versorgungsquote, die beschreibt wie viele öffentlich geförderte Wohnheim-
plätze den Studierenden durchschnittlich zur Verfügung stehen, wider.
	§ �Die Gegenüberstellung des Bedarfs an barrierereduzierten, barrierefreiem oder 

barrierearmen Wohnraum von insgesamt 126.900 Haushalten (davon 116.200 
Seniorenhaushalte) und dem Wohnungsbestand von 69.900 weitgehend barriere-
freien Wohnungen ergibt rein rechnerisch eine Versorgungslücke von aktuell rund 
57.000 Wohnungen.
	§ �Mit Stichtag 31.12.2022 lebten in Berlin rund 6.700 Kinder, Jugendliche und junge 

Erwachsene in betreuten Hilfsangeboten der Jugendhilfe in Zuständigkeit der Berliner 
Jugendämter. Rund 4.100 junge Menschen stehen kurz- und mittelfristig vor der Ver-
selbständigung und werden perspektivisch preisgünstigen Wohnraum auf dem freien 
Wohnungsmarkt zur Verselbstständigung nachfragen. 
	§ �Bei einer angenommenen durchschnittlichen Haushaltsgröße von 1,8 Personen 

pro Haushalt, lässt sich ein aktueller Nachfrageüberhang von rund 34.720 derzeit 
wohnungslosen Haushalten (mit und ohne Fluchthintergrund) nach preiswerten Woh-
nungen ableiten. Auf Basis des Prognosemodells der für Integration zuständigen 
Senatsverwaltung ist zu erwarten, dass in den nächsten Jahren jährlich rund 16.660 
zusätzliche wohnungslose Haushalte (mit und ohne Fluchthintergrund) als Nachfrager 
nach preiswerten Wohnungen auftreten werden.
	§ �Da schutzsuchende Frauen grundsätzlich einen Anspruch auf Anonymität haben, 

können keine validen Zahlen zum tatsächlichen Bedarf an Schutzplätzen ermittelt 
werden. Die hohen Auslastungsquoten der Berliner Schutzplätze weisen darauf hin, 
dass weitere Kapazitäten für die Unterbringung für von Gewalt betroffenen Frauen 
notwendig sind.
	§ �Laut Einschätzung der Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesundheit und Pflege 

könnten aktuell (Stand Sommer 2023) in Berlin insgesamt rund 720 Personen, aus den 
Betreuungsangeboten der Eingliederungshilfe entlassen werden, wenn ausreichend 
Wohnraum zur Verfügung stehen würde. Durch diese Entwicklung wiederum wird das 
System der Betreuungsangebote „blockiert“, infolgedessen die Neuaufnahme von 
Betroffenen erschwert wird.
	§ �Bei der Personengruppe der Haftentlassenen ist von jährlich rund 1.300 Personen aus-

zugehen, die ohne eigenen Wohnraum aus der Haft entlassen werden. Auf Grundlage 
der bisherigen Entwicklung und vor dem Hintergrund des angespannten Wohnungs-
marktes in Berlin ist für die kommenden Jahre von einer steigenden Zahl auszugehen.
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1 SITUATION AM 
BERLINER WOH-
NUNGSMARKT
1.1 Rahmenbedingungen
Bevölkerungsentwicklung
Berlins Bevölkerung nimmt wieder zu

Nachdem Berlin 2020 während der Covid-19-Pandemie erstmals seit der Jahrtausend-
wende an Bevölkerung verlor, nahm diese seit 2021 wieder zu. Das Abreißen des lang
jährigen Trends eines deutlichen Bevölkerungswachstums in 2020 kann also als kurzzeitige 
Ausnahme bewertet werden. Insgesamt verzeichnete Berlin 2023 mit 3.782.202 Personen 
den höchsten Bevölkerungsstand seit dem Zweiten Weltkrieg. Berlin wuchs – wie schon vor 
Corona – überwiegend durch Außenwanderungsgewinne, Geburtenüberschüsse waren 
von geringerer Bedeutung. Zwischen 2014 und 2023 lässt sich ein Anstieg der Bevölkerung 
in Berlin um 9,0 % feststellen, das entspricht 312.000 Personen.

 
Abb. 1: Bevölkerungsentwicklung in Berlin 2012–2023
Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg; Datenbasis amtliche Bevölkerungsfortschrei-
bung Zensus 2011
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Komponenten der Bevölkerungsentwicklung  
in Berlin
 
Das Bevölkerungswachstum resultiert aus zwei Komponenten: Der natürlichen Bevölkerungs
entwicklung (Geburten und Sterbefällen) und dem Wanderungsgeschehen (Zu- und 
Fortzüge). Während die natürliche Bevölkerungsentwicklung trotz Geburtenüberschuss 
nur geringfügig zur Gesamtentwicklung beiträgt, stellt die Außenwanderung den bestim-
menden Faktor dar (vgl. Abb. 2). Im Durchschnitt der Jahre 2014 bis 2023 betrug der 
Außenwanderungssaldo, der die Differenz zwischen Zu- und Fortzügen beschreibt, rund 
35.000  Personen – bei abnehmender Dynamik: 2023 betrug der Außenwanderungs-
saldo 32.765 Personen. Das Jahr 2022 sticht mit einer überdurchschnittlich hohen Aus-
landszuwanderung hervor: Die Zunahme betrug rund 84.600 Menschen. Dieser erhöhte 
Zuwanderungsstrom kann vornehmlich auf die Migration von Schutzsuchenden aus Krisen
regionen – insbesondere der Ukraine zurückgeführt werden. Umgekehrt sticht das Jahr 
2020 als Folge der Covid-19-Pandemie und der damit einhergehenden Reisebeschrän-
kungen und Eindämmungsmaßnahmen mit einem negativen Außenwanderungssaldo von 
rund –2000 Personen hervor.

Der Wanderungsgewinn 2023 von 32.765 Personen geht ausschließlich auf die hohe 
Wanderungsdynamik mit dem Ausland (49.550) zurück. An die übrigen Bundesländer 
verliert Berlin aktuell kontinuierlich Bevölkerung (–16.785). Neben den räumlichen Zusam-
menhängen liefert der Blick auf das Alter der wandernden Personen weitere Erkenntnisse 
über potenzielles Nachfrageverhalten. Bereits seit mehr als zehn Jahren zeigte sich vor 
allem die Altersgruppe der 18- bis unter 30-Jährigen mit Ausnahme des Jahres 2022 
(Ukraine-Konflikt) nahezu als allein verantwortlich für das Berliner Bevölkerungswachstum. 
Menschen dieser Altersgruppe beginnen oftmals eine weiterführende Ausbildung oder ein 
Studium bzw. einen ersten Beruf.

Personen im Alter von 45 Jahren und älter wanderten per Saldo eher aus der Bundeshaupt-
stadt ab. Die höchsten Verluste wurden dabei 2023 bei den 45- bis unter 65-Jährigen 
erfasst (–4.067), gefolgt von Rentnerinnen und Rentnern (–3.474) und Kindern unter sechs 
Jahren (–3.084).
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Abb. 2: Außenwanderungssaldo nach Altersgruppen 2013–2023
Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, Wanderungsstatistik
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Einwohnerentwicklung auf Bezirksebene
 
Die insgesamt hohe Zunahme der Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner Berlins wirkt 
sich unterschiedlich stark auf die Bezirke aus: Das Wachstum fokussierte sich insbeson-
dere auf die östlichen Bezirke, in denen auch die Neubauaktivitäten am höchsten waren. 
Im Gegensatz hierzu zeigte sich im westlichen Stadtgebiet ein vergleichsweise geringes 
Wachstum.

Haushaltsentwicklung
2 Millionen Haushalte wohnen in Berlin

Für das Jahr 2023 wurden 2,01 Millionen Haushalte erfasst. Im Vergleich dazu stehen 
1,97 Millionen Haushalte im Jahr 2021 und 2,03 Millionen Haushalte für das Jahr 2019. 
An dieser Stelle ist anzumerken, dass eine Neudefinition der Haushaltsstruktur zu einer 
eingeschränkten Vergleichbarkeit führt und teils sogar im Widerspruch zu der Berliner 
Bevölkerungsentwicklung steht. Zahlen und Entwicklung von Einwohnerinnen und Ein-
wohner sind zwar eine wichtige Basisgröße für die Analyse des Wohnungsmarktes, eine 
entscheidende Rolle spielen aber die Haushalte. Die vergangenen Jahre waren geprägt 
durch eine Stabilisierung der Haushaltsstruktur zwischen 1,7 und 1,8 Personen je Haushalt. 
2023 umfasste ein Berliner Haushalt im Durchschnitt 1,9 Personen. 

Strukturell bestand 2023 die Hälfte der Berliner Haushalte aus einer Person. 
Auf bezirklicher Ebene variierte dieser Wert zwischen circa 43 % in Spandau und Reinicken
dorf sowie rund 57 % in Friedrichshain-Kreuzberg. Berlinweit lebten in drei von zehn Haus-
halten zwei Personen. Auf Drei-Personen-Haushalte und Haushalte mit mindestens 
vier Personen entfielen gesamtstädtisch jeweils rund 10 %. 

Wirtschaftliche Rahmenbedingungen
Immobilienmarkt einigermaßen unbeeindruckt

Aufgrund hoher Inflationsdynamik hatte die Europäische Zentralbank seit 2022 die Leit
zinsen angehoben, welche sich mittelbar auf die Hypothekenzinsen übertragen. Hier 
erreichten die Effektivzinssätze für eine zehnjährige Finanzierung bereits knapp 4 %. Im 
Juni und September 2024 hat die Europäische Zentralbank (EZB) beschlossen, den Leitzins 
(= Zinssatz für das Hauptrefinanzierungsgeschäft) um jeweils 0,25 Prozentpunkte leicht zu 
senken. Die tatsächlich gezahlten Kaufpreise für Eigentumswohnungen verbilligten sich 
gemäß der Geschäftsstelle des Gutachterausschusses für Grundstückswerte in Berlin 
2023 gegenüber 2022 um etwa 6 % (Anstieg 2012/2023 weiterhin um Faktor 2,35). Die 
tatsächlich gezahlten Kaufpreise für Bauland verbilligten sich 2023 gegenüber 2022 um 
5,4 % (Anstieg 2012/2023 weiterhin um Faktor 3,6).
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1.2 Entwicklung des 
Wohnungsangebots in Berlin
Wohnungsbestand
Geschosswohnungsbau prägt Berlins Wohnungsbestand

Im Vergleich zum Vorjahr stieg die Anzahl der Wohnungen in Berlin 2023 um 15.965 auf 
insgesamt 2.030.259 Einheiten. Der Geschosswohnungsbau (Wohngebäude mit drei oder 
mehr Wohnungen) dominierte weiterhin den Berliner Wohnungsbestand mit 86,6 %. Etwa 
jede zehnte Wohnung war in Ein- und Zweifamilienhäusern zu finden Der Anteil der Wohn-
heime und der Wohnungen in Nichtwohngebäuden (beispielsweise Dienstwohnungen in 
gewerblichen Objekten) lag bei jeweils 1,6 %.

Abb. 3: Wohnungsbestand nach Gebäudestruktur 2023 
Anzahl der Wohnungen/Anteil am Gebäudebestand
Anmerkung Fortschreibung auf Basis der Ergebnisse des Zensus 2011 (Wohnungsbestand 
einschließlich Wohnheimwohnungen). Abweichungen zu 100 % aufgrund von Rundung.
Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, Berechnungen der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen.
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Die Zunahme des Wohnungsbestands verteilte sich wie in den Vorjahren gleichmäßig auf 
die einzelnen Wohnungstypen, sodass sich die Anteile im Vergleich zu den Vorjahren kaum 
veränderten. Der Wohnungsbestand Berlins wird dominiert von kleinen bis mittelgroßen 
Wohnungen. Ein Drittel des Wohnungsbestands entfällt auf Wohnungen mit zwei Wohn-
räumen. Jeweils rund ein Viertel der Wohnungen verfügte über einen Wohnraum (23,7 %) 
oder drei Wohnräume (26,4 %). Rund jede zehnte Wohnung bestand aus vier Wohnräumen 
(11  %), lediglich 6  % der Wohnungen waren größer. Der Wohnungsbestand ist in den 
letzten zehn Jahren um 147.098 Wohnungen bzw. 7,8 % gewachsen. 2023 hat er sich in 
allen Berliner Bezirken erhöht, am stärksten in Lichtenberg (+2,1 %), Marzahn-Hellersdorf 
(+1,4 %) und Treptow-Köpenick (+1,4 %). Unter 0,5 % lag die Steigerung in Friedrichshain-
Kreuzberg, Steglitz-Zehlendorf, Neukölln und Reinickendorf.

Bautätigkeit
Fertigstellungen in Berlin sinken auf 15.870 Wohnungen; Neubau im Berliner Umland  
auf Höchstwert

Um der steigenden Nachfrage infolge des Bevölkerungswachstums in Berlin zu begeg-
nen, ist eine Ausweitung des Wohnungsangebots wichtig. Die Zahl der fertiggestellten 
Wohnungen stellt daher einen zentralen Indikator für das Wohnungsangebot dar. Zwischen 
2014 und 2023 wurden insgesamt 149.981 Wohnungen in Berlin fertiggestellt. Die jährliche 
Anzahl nahm seit 2014 stetig zu und erreichte 2019 mit 18.999 fertiggestellten Wohnun-
gen ihren bisherigen Höchststand. Seit 2020 liegt die Zahl der Fertigstellungen bei etwa 
16.000 Wohneinheiten (2020: 16.337, 2021: 15.870, 2023: 15.965). 2022 konnten letzt-
malig über 17.000 Wohnungen (17.310) fertiggestellt werden. Um der Wohnungsknapp-
heit Berlins entgegenzuwirken, sieht die Senatszielvorgabe des Stadtentwicklungsplans 
Wohnen eine Zunahme von 20.000 Wohnungen jährlich bis zum Jahr 2030 vor. Dieses 
Ziel konnte in den letzten Jahren noch nicht erreicht werden.

Aufgrund des angespannten Berliner Wohnungsmarkts entscheiden sich Menschen 
zunehmend für einen Wohnort im Berliner Umland. Zwischen 2014 und 2023 nahm die 
Anzahl der fertiggestellten Wohnungen im Berliner Umland nahezu kontinuierlich zu. 2023 
wurden 6.448 Wohnungen realisiert, was in etwa den Durchschnittswert der vergangenen 
zehn Jahre im Umland markierte. Im Vergleich zum Vorjahr bedeutete dies eine Zunahme 
um 1.530 Wohnungen (+31,1 %). Der Anstieg hing direkt mit einem massiven Wachstum im 
Geschosswohnungsbau von 2.194 auf 3.404 Wohnungen in 2023 zusammen. Anders als in 
Berlin spielt im Umland das Eigenheimsegment weiterhin eine große Rolle. 2023 wurden 
in diesem Segment 2.651 Wohnungen fertiggestellt. Dies stellt eine Zunahme im Ver-
gleich zum Vorjahr um rund 13 % dar (+306 Wohnungen). Der Anteil der Fertigstellungen 
im Eigenheimsegment nahm in den letzten zehn Jahren jedoch deutlich ab (2014: 65 %, 
2023 41 %). Das zunehmend hohe Fertigstellungsgeschehen im Umland zeigt sich auch im 
weiteren Metropolenraum. 
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Abb. 4: Fertiggestellte Wohnungen in Berlin und im Berliner Umland 2013 bis 2023
Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, Berechnungen der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen.
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Überhang an nicht fertiggestellten Wohnungen unverändert auf Rekordhoch
Wohnungen, die bereits bewilligt, aber noch nicht fertiggestellt sind, werden dem Bauüber-
hang zugerechnet. Im Jahr 2023 befanden sich rund 58.900 Wohnungen im Bauüberhang. 
Dies ist jedoch auf die Abwicklungsdauer von Bauprojekten zurückzuführen. Zwischen den 
Jahren 2012 bis 2023 stieg die durchschnittliche Abwicklungsdauer von 19 auf 32 Monate 
an. Viele der Wohnungen befanden sich bereits in der Realisierungsphase, sie wurden in 
den Vorjahren zum Bau genehmigt. Gemäß IBB-Wohnungsmarktbericht 2023 ist bei einer 
Realisierungsquote von circa 87 % damit zu rechnen, dass ein Großteil der Wohnungen 
in den nächsten Jahren bezugsfertig wird und dies somit eine deutliche Ausweitung des 
Angebots darstellt.

Entwicklung des Mietniveaus
 
Die Berliner Angebotsmiete lag 2023 im Median bei 13,99 Euro/m², was einer Steige-
rung von 2,45 Euro/m² bzw. 21,2 % gegenüber dem Vorjahr entsprach (2022: 11,54 Euro/
m²). Parallel ging die Anzahl der Inserate stark zurück. Die höchste mittlere Angebots-
miete wurde in Friedrichshain-Kreuzberg mit 18,33 Euro/m² erfasst, gefolgt von Mitte mit 
18,26 Euro/m² und Charlottenburg-Wilmersdorf (17,20 Euro/m²). Demgegenüber standen 
Marzahn-Hellersdorf und Reinickendorf – beide mit 10,61 Euro/m² - sowie Spandau, das 
2023 mit 10,13  Euro/m² die niedrigste mittlere Angebotsmiete aufwies. Die engen Ver-
flechtungen Berlins mit dem Berliner Umland wirkten sich in Teilen auch auf die Angebots-
mieten in den Regionen aus. Die umliegenden Gemeinden wiesen 2023 einen Anstieg 
von rund 11 Prozent auf 12,38 Euro/m² im Vorjahresvergleich auf (2022: 11,12 Euro/m²). 
Potsdam verzeichnete einen neuen Spitzenwert von 13,00 Euro/m².
Über einem mehrjährigen Betrachtungszeitraum wird die Anspannung des Berliner 
Wohnungsmarktes umso deutlicher. 2012 lag der Median der Angebotsmieten noch 
bei 7,20 Euro/m² und verdoppelte sich nahezu bis 2023. Die Anspannung nahm dabei 
spürbar von der Innenstadt ausgehend bis in die Stadtrandlagen zu. Berliner Haushalte 
mussten 2023 auf Wohnungssuche im Mittel fast doppelt so viel Miete pro m² aufbringen 
wie Personen in bestehenden Mietverhältnissen (+95,4 %). Die Städte München (42 %), 
Hamburg (36 %) und Leipzig (35 %) lagen deutlich dahinter. Dies bildet eindrucksvoll die 
aktuelle Marktanspannung ab und die Herausforderungen, vor denen Berliner Haushalte 
bei einem Wohnungswechsel stehen. 

1.3 Zwischenfazit Berliner 
Wohnungsmarkt
 
Die letzten Jahre waren für den Berliner Wohnungsmarkt geprägt von einem dynamischen 
Bevölkerungswachstum und der damit einhergehenden Zunahme der Nachfrage. Die 
Ausweitung des Angebots in Form von Neubau blieb dahinter zurück, sodass steigende 
Preise die Folge waren. Sondereffekte wie die Pandemie oder der Mietendeckel brachten 
2020 eine leichte Verschnaufpause, die allerdings nur von kurzer Dauer war. Noch immer 
fehlen Wohnungen. Problematisch ist dies besonders für einkommensschwache oder 
wohnungssuchende Haushalte. Bei einem Umzug werden Berliner:innen mit hohen Kosten-
steigerungen konfrontiert.
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2 SOZIALE 
WOHNRAUM
VERSORGUNG
2.1 Überprüfung der 
Leistbarkeit
Bei vielen erwerbstätigen Berlinerinnen und Berlinern stellt sich die Frage, ob sie sich das 
Wohnen heutzutage noch leisten können. Insbesondere in einer wachsenden Stadt wie 
Berlin, wo die Mieten kontinuierlich steigen, rückt dieser Punkt zunehmend in den Vorder-
grund der Wohnungs- und Sozialpolitik. 

Für die Überprüfung der Leistbarkeit wurden Daten der Zusatzerhebung zur Wohnsituation 
im Rahmen des Mikrozensus 2022 ausgewertet. Hierzu wurde die Mietbelastung von 
Haushalten ohne Bezug von staatlichen Leistungen betrachtet. Die Mietbelastungsquote 
bezogen auf die Bruttowarmmiete gemäß Sonderauswertung des Amtes für Statistik 
Berlin-Brandenburg 2022 betrug hierbei 25,6 %. Auch hier unterscheidet sich die Miet-
belastungsquote stark bei Ein- und Mehrpersonenhaushalten: von 21,3 % bei Haushalten 
mit vier und mehr Personen bis 29,7 % bei Einpersonenhaushalten (vgl. Tabelle 1).

Mietbelastungsquote von Haushalten ohne Bezug von staatlichen 
Leistungen für die Wohnkosten nach Haushaltsgröße in %

gesamt

1 Person 2 Personen 3 Personen
4 Personen und 

mehr
29,7 21,4 21,8 21,3 25,6

Tabelle 1: Mietbelastungsquote von Haushalten ohne Bezug von staatlichen Leistungen 
für die Wohnkosten nach Haushaltsgröße, Bruttowarmmiete 
Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, Mikrozensus 2022
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In der Tabelle 2 können zusätzlich Angaben zur Mietbelastung von Haushalten ohne Bezug 
von staatlichen Leistungen bezogen auf die Nettokalt- bzw. Bruttokaltmiete entnommen 
werden. Die durchschnittliche Mietbelastung betrug bezogen auf die Nettokaltmiete 
18,7 % bzw. 22,7 % bezogen auf die Bruttokaltmiete.

Mietbelastungsquoten in Berlin 2022 von Hauptmieterhaushalten¹ ohne 
Empfängerinnen und Empfänger von staatlichen Leistungen für die Wohnkosten

50% (Median)

Mietbelastung nach …miete
Bruttokalt in % Nettokalt in % Bruttowarm in %

22,7 18,7 25,6
1) in Gebäuden mit Wohnraum, in Wohnungen mit nur einem Haushalt

Tabelle 2: 10 %- Mietbelastungsquoten in Berlin 2022 von Hauptmieterhaushalten¹ 
ohne Empfängerinnen und Empfänger von staatlichen Leistungen für die Wohnkosten 
Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, Mikrozensus 2022

Das mittlere Haushaltsnettoeinkommen lag 2023 zwischen 1.800 EUR bei Einpersonen-
haushalten und 4.525  EUR bei Vier- und Mehrpersonenhaushalten. Das Durchschnitts-
einkommen je Haushaltstyp bildet die Grundlage für die folgenden Auswertungen zur 
Leistbarkeit. Um festzustellen, wie viele leistbaren Wohnungen im Mietspiegelsegment zur 
Verfügung stehen, wurde eine leistbare Nettokaltmiete in Höhe von 27 % des mittleren 
Haushaltsnettoeinkommens zugrunde gelegt. Die Quote ist angelehnt an das Leistbar
keitsversprechen der landeseigenen Wohnungsunternehmen. Im Rahmen dieses Ver-
sprechens in der aktuellen Kooperations-vereinbarung (KoopV) wird die Mietbelastung 
auf 27  % des Haushaltseinkommens abgesenkt. Konkret heißt das, dass die Belastung 
des jeweiligen Haushalts durch die Nettokaltmiete nicht mehr als 27 % des Haushaltsein
kommens beträgt, sofern die für einen WBS maßgeblichen Einkommensgrenzen (WBS 220) 
sowie angemessene Wohnflächengrenzen nicht überschritten werden.
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Monatliches Haushaltsnettoein-
kommen in EUR

Haushaltsgröße nach Anzahl der Personen und  
Haushaltsnettoeinkommen

gesamt

1 Person 2 Personen 3 Personen
4 Personen 
und mehr

unter 500 31,0
11,0

19,0 32,0

34,0
500-750 36,0 39,0
750-1000 95,0 101,0
1.000-1.250 121,0 12,0 138,0
1.250-1.500 94,0 16,0 116,0
1.500-1.750 103,0 29,0 143,0
1.750-2.000 91,0 24,0 125,0
2.000-2.250 108,0 34,0 9,0 159,0
2.250-2500 65,0 32,0 7,0 111,0
2.500-3.000 102,0 69,0 19,0 16,0 207,0
3.000-3.500 62,0 71,0 18,0 20,0 172,0
3.500-4.000 31,0 64,0 22,0 21,0 137,0
4.000-4.500 20,0 52,0 23,0 19,0 114,0
4.500-5.000 11,0 40,0 18,0 16,0 85,0
5.000-6.000 10,0 53,0 30,0 31,0 125,0
6.000 und mehr 15,0 78,0 48,0 62,0 203,0
Insgesamt 995,0 585,0 213,0 217,0 2011,0
Mittleres monatliches 
Haushaltsnetto-Einkommen  
in EUR (Median) 1.800 3.450 4.250 4.525 2.575

 
Tabelle 3: Anzahl der Haushalte nach Haushaltsnettoeinkommen und Haushaltsgröße 
in Tausend*
Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, Basis Mikrozensus 2023 Erstergebnisse und 
eigene Berechnungen

*Hinweis: Das Einkommen wird im Mikrozensus nur nach Klassen erhoben. Deren Klassen
grenzen stimmen in der Regel nicht mit den angegebenen Schwellenwerten überein. Daher 
wurde hilfsweise hier wie bei den folgenden Tabellen von einer Gleichverteilung der Haus-
halte innerhalb der Einkommensklassen ausgegangen, um die Zahl der Haushalte, welche 
maximal den jeweiligen Schwellenwert erzielen, berechnen zu können. Durch dieses Vor-
gehen stimmt die Summe aus den Einzelpositionen nicht mit der Gesamtsumme überein.
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Haushaltsgröße nach Anzahl der Personen und 
Haushaltsnettoeinkommen

1 Person 2 Personen 3 Personen
4 Personen 
und mehr

Anzahl Haushalte insgesamt 995.000 585.000 213.000 217.000

100 % vom Ø-Einkommen
Mittleres Ø-Nettoeinkommen in EUR 1.800 3.450 4.250 4.525
Anzahl Haushalte bis einschließlich  
mittlerer Nettoeinkommen 498.200 290.900 105.500 108.800
Anzahl Haushalte zwischen 80 % bis 100%  
vom Ø-Einkommen 143.800 97.000 37.100 35.800
Leistbare Nettokaltmiete  
(27% des mittleren Nettoeinkommens) 486 932 1.148 1.222
Resteinkommen nach Abzug der Nettokaltmiete 1.314 2.518 3.102 3.303
Mittlerer Regelsatz Lebensunterhalt in EUR 502 887 1.256 1.616
Abstand zwischen Resteinkommen und  
mittlerem Regelsatz in EUR 812 1.631 1.846 1.687

Abstand zwischen Resteinkommen und  
mittlerem Regelsatz in % 162% 184% 147% 104%

80 % vom Ø-Einkommen
80 % vom Ø-Einkommen in EUR 1.440 2.760 3.400 3.620
Anzahl Haushalte bis einschließlich 80 %  
vom Ø-Einkommen 354.400 193.900 68.400 73.000
Anzahl Haushalte zwischen 60 % bis 80%  
vom Ø-Einkommen 153.700 97.100 31.500 34.100
Leistbare Nettokaltmiete  
(27% von 80 % vom Ø-Einkommen) 389 745 918 977
Resteinkommen nach Abzug der Nettokaltmiete 1.051 2.015 2.482 2.643
Mittlerer Regelsatz Lebensunterhalt in EUR 502 887 1.256 1.616
Abstand zwischen Resteinkommen und  
mittlerem Regelsatz in EUR 549 1.128 1.226 1.027
Abstand zwischen Resteinkommen und  
mittlerem Regelsatz in % 109% 127% 98% 64%

60 % vom Ø-Einkommen
60 % vom Ø-Einkommen in EUR 1.080 2.070 2.550 2.715
Anzahl Haushalte bis einschließlich 60 %  
vom Ø-Einkommen 200.700 96.800 36.900 38.900
Leistbare Nettokaltmiete  
(27% von 60 % vom Ø-Einkommen) 292 559 689 733
Resteinkommen nach Abzug der Nettokaltmiete 788 1.511 1.861 1.982
Mittlerer Regelsatz Lebensunterhalt in EUR 502 887 1.256 1.616
Abstand zwischen Resteinkommen und  
mittlerem Regelsatz in EUR 286 624 605 366
Abstand zwischen Resteinkommen und  
mittlerem Regelsatz in % 57% 70% 48% 23%

Tabelle 4: Leistbarkeit für alle Haushalte mit Durchschnittseinkommen, 80 % vom 
Ø-Einkommen, 60 % vom Ø-Einkommen und Überprüfung des Abstandsgebots
Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, Basis Mikrozensus 2023 Erstergebnisse und 
eigene Berechnungen
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Danach liegt die leistbare Nettokaltmiete bei Durchschnittsverdienenden zwischen 
486 EUR bei Einpersonenhaushalten und 1.222 EUR bei Vier- und Mehrpersonenhaus-
halten. Weiterhin wurde untersucht, wie viele Berliner Haushalte weniger als 80 % vom 
Median verdienen. Auch hier zeigt sich wieder, dass Einpersonenhaushalte auf deutlich 
günstigeren Wohnraum angewiesen sind als größere Haushalte. Während sich Vier- und 
Mehrpersonenhaushalte Nettokaltmieten in Höhe von 977 EUR leisten können, müssen 
Einpersonenhaushalte mit 389 EUR für die Nettokaltmiete auskommen. Die Ermittlung 
der Mietbelastung für Personen mit geringem Einkommen erfolgte auf Basis eines Haus-
haltsnettoeinkommens, das kleiner ist als 60 % des mittleren monatlichen Haushaltsnetto
einkommens. Berechnungen des Amtes für Statistik Berlin-Brandenburg zufolge, ist der 
Anteil der geringverdienenden Haushalte bei Einpersonenhaushalten am größten. Ein
personenhaushalten steht insgesamt monatlich deutlich weniger Geld zur Verfügung als 
den anderen Haushalten. Die monatlichen Ausgaben für die Nettokaltmiete sollten gemäß 
der 27 % Quote bei maximal 292 EUR liegen. (vgl. Tabelle 4).

Bei der Bewertung der Angemessenheit der Belastungsgrenzen stellt das sogenannte 
Abstandsgebot einen wichtigen Maßstab dar. Es besagt, dass Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer nach Abzug der Wohnkosten monatlich mehr Geld zur Verfügung stehen 
sollte als Bezieherinnen und Beziehern von Sozialhilfe. Einen exakten Abstand hat das 
Bundesarbeitsministerium bisher aber nicht definiert.

Die Einhaltung des Abstandsgebots wurde geprüft, indem die Bruttokaltmieten in Beziehung 
zum mittleren Regelsatz (Median) je Haushaltsgröße gesetzt wurden. Der Median wurde 
auf Grundlage des minimal und maximal erzielbaren Regelsatzes je Bedarfsgemeinschaft 
ermittelt. Die seit dem 01.01.2023 geltenden Regelsätze der Sozialhilfe werden in der 
nachfolgenden Tabelle aufgeführt.

Personengruppe Höhe des Regelbedarfs in EUR
Haushaltsvorstände und Alleinstehende 502
Volljährige(r) Partner(in) 451
Person ab 19 Jahren 402
Kind unter 6 Jahren 318
Kind ab 6 bis unter 14 Jahren 348
Kind ab 15 bis unter 18 Jahren 420

Tabelle 5: Höhe des Regelbedarfs seit dem 01.01.2022
Quelle: SenASGIVA

Haushaltsgröße nach Anzahl der Personen
1 Person 2 Personen 3 Personen 4 Personen

Regelsätze Lebensunterhalt
Minimum 502 820 1.138 1.456
Maximal 502 953 1.373 1.775
Mittelwert 502 887 1.256 1.616

Tabelle 6: Regelsätze je Bedarfsgemeinschaft und Abstandsindex
Quelle: SenASGIVA und eigene Berechnungen

Aufgrund der zum Teil sehr unterschiedlichen Zusammensetzung der Haushalte ergeben 
sich zwischen den minimalen und maximalen Werten Spannen in Höhe von bis zu über 
300 EUR (vgl. Tabelle 6.

In Tabelle 4 werden die mittleren Regelsätze zur Sicherung des Lebensunterhalts mit 
den Resteinkommen nach Abzug der Nettokaltmieten verglichen. Über alle Lohngruppen 
und Bedarfsgemeinschaften ist das Resteinkommen mehr als doppelt so hoch wie der 
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Regelsatz. Der Abstand verringert sich jedoch deutlich, je kleiner die Einkünfte der Haus-
halte sind. Haushalte, die Einkünfte in Höhe der Armutsrisikoschwelle (60 % vom Ø-Ein-
kommen) erzielen, verdienen je nach Haushaltsgröße immer noch rd. 23 bis 70 % mehr, 
als Bedarfsgemeinschaften an kommunalen Leistungen erhalten. Der Abstand zwischen 
Resteinkommen und Regelsatz erhöht sich um ein Vielfaches, wenn man die Lohngruppen 
weiter fasst. Nach Abzug der Wohnkosten bleiben den Haushalten mit einem Nettoein-
kommen geringer als 80 % des Medianwerts zwischen 549 EUR und 1.226 EUR mehr zum 
Leben übrig. Damit wird ein Abstand zwischen 64 % und 127 % zu den Regelsätzen gewahrt  
(vgl. Tabelle 4). Auffällig ist, dass Zwei- bzw. Dreipersonenhaushalte einen deutlich 
höheren Abstandsindex aufweisen als alle anderen Haushaltsgrößen. In dieser Rechnung 
nicht berücksichtigt sind die kalten und warmen Betriebskosten, die bei Bedarfsgemein
schaften (sofern angemessen) übernommen werden und nicht aus dem Regelsatz bestritten 
werden müssen. 

2.2 Leistbare Wohnungen im 
nicht preisgebundenen Bestand
Die Analyse der leistbaren Wohnungen im Bestand wurde mithilfe des anonymisierten 
Datensatzes zum Berliner Mietspiegel 2024 geprüft. Der Berliner Mietspiegel 2024 gilt für 
rund 1,4 Millionen mietspiegelrelevante Wohnungen im Bestand. Er basiert dabei auf ca. 
16.000 Miet- und Ausstattungsdaten, die bei Mieterinnen und Mietern sowie Vermieterinnen 
und Vermietern in der zweiten Jahreshälfte 2023 erhoben wurden. Die Erhebung, deren 
Vorbereitung sowie die Auswertung genügen den Anforderungen, die seit 2021 an 
qualifizierte Mietspiegel gestellt werden. Die Durchschnittsmiete (nettokalt) des Mietspiegel 
2024 beträgt 7,21 Euro/m² Wohnfläche. Zudem wurden auf Basis des Mikrozensus 2023 
(Erstergebnisse) drei unterschiedliche Einkommensgruppen beleuchtet: Personen mit 
durchschnittlichem Einkommen, 60 % Einkommen vom Durchschnitt und 80 % Einkommen 
vom Durchschnitt. Um unplausible Versorgungseffekte auszuschließen, wurden Mindest-
wohnflächengrößen für die einzelnen Haushaltstypen definiert (vgl. Tabelle 7).

Bedarfsgemeinschaften
1 Person 2 Personen 3 Personen 4 Personen 5 Personen

Mindestgröße der Wohnung > 9 m2 > 50 m2 > 60 m2 > 75 m2 > 85 m2

Tabelle 7: Mindestwohnflächen je Haushaltsgröße
Quelle: AV-Wohnen
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Leistbare Wohnungen für Haushalte mit 
100, 80 bzw. 60 Prozent des Durchschnitts
einkommens im Mietspiegelbestand
 
Die Abdeckung mit leistbaren Wohnungen im Bestand fällt sehr unterschiedlich aus. 
Während für Einpersonenhaushalte mit 60% und weniger des durchschnittlichen Haus-
haltsnettoeinkommens als Zwischenergebnis theoretisch 51.394 leistbare Wohnungen 
fehlen, sind Versorgungsüberschüsse bei den Mehrpersonenhaushalten zu verzeichnen. 
Insbesondere bei den Zwei- und Dreipersonenhaushalten sind bei der Annahme einer 
Nettokaltmietbelastung von nicht mehr als 27% des Haushaltsnettoeinkommens im Miet-
spiegelsegment keine Versorgungsdefizite erkennbar.

Die Transferleistungsempfängerinnen und -empfänger nach SGB II, SGB XII und dem Asyl-
bewerbergesetz stellen keine Teilmenge der mit leistbaren Wohnungen zu versorgenden 
Haushalte dar, da die angemessenen Wohnkosten im Rahmen der AV-Wohnen übernommen 
werden und somit keine Mietbelastung bezogen auf das eigene Einkommen anfällt. Ergän-
zend sind Bedarfsgemeinschaften abzuziehen, die in Wohnungen des sozialen Wohnungs
baus untergebracht werden. Bezogen auf die 90.654 Sozialwohnungen (Tabelle 14) wird für 
Ende 2023 von 28.828 Bedarfsgemeinschaften im Sozialwohnungsbestand ausgegangen. 

Unter Abzug der im Mietspiegelsegment versorgten Bedarfsgemeinschaften ergibt sich 
insgesamt ein theoretischer Überschuss an 260.980 leistbaren Wohnungen. Ferner wird 
der ermittelte Überschuss sogar noch leicht unterschätzt, da in der Berechnung Eigen
tümerhaushalte mit geringerem Einkommen enthalten sind.

Dieser theoretische Überschuss bedeutet nicht, dass diese Wohnungen tatsächlich zur 
Anmietung Verfügung stehen. 

Die Aussage kann dahingehend interpretiert werden, dass der weitaus überwiegende 
Teil der Wohnungen im Berliner Mietspiegelsegment für die Berlinerinnen und Berliner 
unter Maßgabe einer maximalen Mietbelastung (Nettokaltmiete) bezogen auf 27 % des 
Haushaltsnettoeinkommens leistbar sind. Defizite bei der Leistbarkeit gibt es in der Ein
kommensgruppe mit weniger als 60  % vom Durchschnittseinkommen. Hier ist jedoch 
davon auszugehen, dass die Mehrzahl der Haushalte im Bezug von Transferleistungen 
sind und die angemessenen Wohnkosten übernommen werden. 
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Versorgungsdefizit/-überschuss 
Haushaltsgröße nach Anzahl der Personen  

und Haushaltsnettoeinkommen 
1 Person 2 Personen 3 Personen 4 Personen gesamt

80 % bis < Ø-Einkommen 157.540 86.359 21.500 9.294 274.693 
60 % bis < 80 % vom  
Ø-Einkommen 198.818 162.831 105.106 59.886 526.641 
< 60 % vom Ø-Einkommen -51.394 350.558 469.741 167.739 936.644 
Zwischenfazit Versorgungsdefizit 
leistbarer Wohnungen -51.394 0 0 0 -51.394

Bedarfsgemeinschaften nach Anzahl der Personen
1 Person 2 Personen 3 Personen 4 Personen gesamt

Anzahl gesamt 225.960 50.611 25.842 37.789 340.202
davon im Sozialen 
Wohnungsbau 10.089 4.901 4.901 8.937 28.828
davon im Mietspiegelsegment 215.871 45.710 20.941 29.852 311.374
Zwischenfazit Versorgungsdefizit 
leistbarer Wohnungen -51.394 0 0 0 -51.394
Überschuss leistbare Wohnungen 164.477 45.710 20.941 29.852 260.980

Tabelle 8: Versorgungsdefizit/-überschuss leistbarer Wohnungen (bezogen auf 27 % 
Nettokaltmietbelastung) in der Mietspiegelgrundgesamtheit, Bedarfsgemeinschaften 
nach Anzahl der Personen
Quelle: Basis Mikrozensus 2023 Erstergebnisse und eigene Berechnungen, Senatsver
waltung für Stadtentwicklung und Wohnen und eigene Berechnungen
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2.3 Leistbare Wohnungen am 
Markt (Neuvermietungen)
Als letztes wurde geprüft, wie viele Wohnungen im Zeitraum von Juli 2023 bis Juni 2024 für 
die jeweiligen Einkommensgruppen und unterschiedlichen Haushaltszusammensetzungen 
theoretisch leistbar gewesen wären. Hierfür wurden etwa 48.000  Mietinserate von der 
ImmoInfo GmbH ausgewertet. Eine Wohnung wurde als leistbar gewertet, wenn die Brutto- 
kaltmiete unterhalb der berechneten leistbaren 27 %-Quote des mittleren Haushaltsnetto- 
einkommens lag. Damit die Auswertungen nicht verzerrt werden, wurden wie in Kapitel 2.7 
Mindestgrößen für die Wohnfläche festgelegt. 

Für Haushalte mit einem mittleren Einkommen wurden insgesamt 13.181 leistbare Woh-
nungen identifiziert, dies sind 27,8 % aller ausgewerteten Wohnungen. Für Ein- und Zwei
personenhalte sind 10,8 % bzw. 9,8 % der angebotenen Wohnungen leistbar. Bei Drei und 
Vierpersonenhaushalte sind es sogar nur 4,7 % bzw. 2,5 % (vgl. Tabelle 9). Wohnungs
suchende Haushalte mit geringem Einkommen können sich nur schwer am Markt ver
sorgen. Bei Haushalten mit 80 % des mittleren Haushaltseinkommens beträgt der Anteil 
der leistbaren Wohnungen an allen ausgewerteten Wohnungen 13,6  %. Auch hier ist 
der Anteil der leistbaren Wohnungen bei Mehrpersonenhaushalten sehr gering. Bei den 
Niedrigverdienenden (60  % des mittleren Haushaltseinkommens) konnten bei den aus-
gewerteten Wohnungen nur insgesamt 4,8 % leistbare Wohnungen identifiziert werden. Bei 
Vierpersonenhaushalten beträgt der Anteil leistbarer Wohnungen sogar nur 0,3 %. Hier ist 
jedoch davon auszugehen, dass sich diese Haushalte in einer großen Zahl im Transfer
leistungsbezug befinden und daher eher die Sätze der AV-Wohnen (vgl. Folgekapitel) 
anzuwenden sind. 

Haushaltsgröße nach Anzahl der Personen und Haushaltsnettoeinkommen

1 Person 2 Personen 3 Personen 4 Personen gesamt
> 9 m2 > 50 m2 > 65 m2 > 80 m2

100 % vom Ø-Einkommen 
Leistbare Nettokaltmiete (27% 
des mittleren Nettoeinkommens) 486 932 1.148 1.222  

Anzahl leistbare Wohnungen 5.111 4.635 2.238 1.197 13.181
Anteil leistbare Wohnungen 10,8% 9,8% 4,7% 2,5% 27,8%

80% vom Ø-Einkommen 
Leistbare Nettokaltmiete (27% 
des mittleren Nettoeinkommens) 389 745 918 977  

Anzahl leistbare Wohnungen 2.219 2.506 1.211 531 6.467
Anteil leistbare Wohnungen 4,7% 5,3% 2,6% 1,1% 13,6%

60 % vom Ø-Einkommen 
Leistbare Nettokaltmiete (27% 
des mittleren Nettoeinkommens) 292 559 689 733  

Anzahl leistbare Wohnungen 627 1.116 390 161 2.294
Anteil leistbare Wohnungen 1,3% 2,4% 0,8% 0,3% 4,8%

Tabelle 9: Leistbare Wohnungsangebote für alle Haushalte
Quelle: ImmoInfo GmbH und eigene Berechnungen, 
Anzahl ausgewerteter Wohnungen 47.444
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Auf Bezirksebene ist die Versorgung mit leistbaren Wohnungen unterschiedlich: In Marzahn-
Hellersdorf, Spandau und Lichtenberg ist die Versorgung am besten. Friedrichshain-
Kreuzberg und Charlottenburg-Wilmersdorf bilden das Schlusslicht (vgl. Tabelle 10). 
Weiterhin veranschaulicht diese Tabelle, dass die Versorgungssituation der niedrigver
dienenden Haushalte deutlich schlechter ist als bei den anderen beiden Einkommens-
gruppen (vgl. Tabelle 10).

leistbare Angebote bei …
Bezirk 100 % 80 % 60 % alle Angebote

absolut absolut absolut absolut
Mitte 554 242 68 3.246
Friedrichshain-Kreuzberg 259 120 33 2.058
Pankow 794 349 78 2.854
Charlottenburg-Wilmersdorf 531 242 49 2.614
Spandau 1065 561 207 1.672
Steglitz-Zehlendorf 569 250 59 1.521
Tempelhof-Schöneberg 678 367 110 1.789
Neukölln 708 413 149 1.671
Treptow-Köpenick 975 419 98 2.939
Marzahn-Hellersdorf 1189 752 415 1.427
Lichtenberg 1257 685 302 2.146
Reinickendorf 620 332 124 1.281
ohne Zuordnung 3982 1735 602 22.229
insgesamt 13.181 6.467 2.294 47.447

leistbare Angebote bei …
Bezirk 100 % 80 % 60 % alle Angebote

% % % %
Mitte 17 % 7 % 2 % 100 %
Friedrichshain-Kreuzberg 13 % 6 % 2 % 100 %
Pankow 28 % 12 % 3 % 100 %
Charlottenburg-Wilmersdorf 20 % 9 % 2 % 100 %
Spandau 64 % 34 % 12 % 100 %
Steglitz-Zehlendorf 37 % 16 % 4 % 100 %
Tempelhof-Schöneberg 38 % 21 % 6 % 100 %
Neukölln 42 % 25 % 9 % 100 %
Treptow-Köpenick 33 % 14 % 3 % 100 %
Marzahn-Hellersdorf 83 % 53 % 29 % 100 %
Lichtenberg 59 % 32 % 14 % 100 %
Reinickendorf 48 % 26 % 10 % 100 %
ohne Zuordnung 18 % 8 % 3 % 100 %
insgesamt 28 % 14 % 5 % 100 %

Tabelle 10: Leistbare Wohnungsangebote nach Bezirken
Quelle: ImmoInfo GmbH und eigene Berechnungen
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2.4 Versorgungssituation von 
Bedarfsgemeinschaften)
Anlehnend an die Untersuchungen im Wohnraumbedarfsbericht 2019 soll neben der 
Untersuchung der Leistbarkeit für Durchschnittsverdienende ein Blick auf die Versorgungs-
situation der Bedarfsgemeinschaften gelegt werden. 

In diesem Zusammenhang ist auf den Unterschied und die unterschiedliche Zielsetzung 
des Wohnraumbedarfsberichts und des Schlüssigen Konzepts der AV-Wohnen hinzu-
weisen: Das Schlüssige Konzept der AV-Wohnen ermittelt, wie die Angemessenheit der 
vorhandenen Wohnungen ist. Nur ein bestimmter Anteil der auf dem Markt zugänglichen 
und vorhandenen Wohnungen kann angemessen sein, sonst entstünde eine wohnungs-
marktbeeinflussende Wirkung. Daher wird auf die relative Häufigkeit Bezug genommen. 
Der Wohnraumbedarfsbericht spiegelt auf der anderen Seite wider, wie hoch der Bedarf 
an Wohnraum im Verhältnis zu den Einwohnern ist. Hier sind die absoluten Zahlen aus-
zuwerten. Bei der Analyse der Versorgungssituation der Bedarfsgemeinschaften wurde 
analog zu Kapitel 2.2 auf den Datensatz zum Berliner Mietspiegel 2024 zurückgegriffen 
sowie auf die Struktur der Mietspiegeltabelle. Die zeitliche Nähe der Erhebungszeiträume 
erlaubt einen Vergleich der aktuell geltenden Angemessenheitsgrenzen (01.10.2023) mit 
den Mietspiegeldaten 2024 (zweite Jahreshälfte 2023).

Der Abgleich erfolgte auf Basis der Bruttokaltmieten. Eine Wohnung wurde als ange-
messen gewertet, wenn der für die jeweilige Bedarfsgemeinschaft durch die AV-Wohnen 
vorgegebene Richtwert der Bruttokaltmiete eingehalten wurde (vgl. Tabelle 11). Um 
Doppelzählungen zu vermeiden, wurden Wohnungen, die bereits bei der nächst kleineren 
Bedarfsgemeinschaft gezählt wurden, nicht noch einmal gezählt. Die Richtwerte für die 
Bruttokaltmiete ergeben sich aus der abstrakt angemessenen Wohnungsgröße, den 
durchschnittlichen Nettokaltmieten sowie den durchschnittlichen kalten Betriebskosten je 
Bedarfsgemeinschaft (vgl. Tabelle 11).

Anzahl der 
Personen pro 
Bedarfsge-
meinschaft

Abstrakt 
angemessene 
Wohnungs-
größe in m2

Durchschnitt-
liche Netto-
kaltmiete 
in Euro/m2

Durchschnitt-
liche kalte Be-
triebskosten 
in Euro/m2

Bruttokalt 
miete 
in Euro/
m2

Richtwert 
Brutto-
kaltmiete 
in EUR

1 Person 50 7,21 1,77 8,98 449,00
2 Personen 65 6,59 1,77 8,36 543,40
3 Personen 80 6,59 1,77 8,36 668,80
4 Personen 90 6,59 1,77 8,36 752,40
5 Personen 102 7,09 1,77 8,86 903,72
jede weitere 
Person 12 7,09 1,77 8,86 106,32

Tabelle 11: Richtwerte Bruttokaltmieten je Bedarfsgemeinschaft 
Quelle: AV-Wohnen Stadt Berlin 2023 Rundschreiben 03/2023.
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Zur Bestimmung der Anzahl der angemessenen Wohnungen im Bestand wurde zunächst die 
Verteilung der im Mietspiegeldatensatz enthaltenen Wohnungen mit der Grundgesamtheit 
des mietspiegelrelevanten Berliner Wohnungsbestandes abgeglichen. Verteilungsschiefen 
wurden durch Gewichtungsfaktoren korrigiert. Die Gewichtungsfaktoren wurden gebildet, 
indem die Anteile in der Grundgesamtheit zu den Anteilen im Mietspiegeldatensatz ins 
Verhältnis gesetzt wurden. Anschließend wurde der gewichtete Mietspiegeldatensatz 
auf Basis der Verteilung der mietspiegelrelevanten Wohnungen in der Grundgesamtheit 
hochgerechnet. 

Das daraus entstandene Ergebnis bildet die Grundlage für die nachfolgenden Auswertungen.

Insgesamt
Wohnlage

Anteileinfach mittel gut gesamt
bis unter 40 m2 44.501 87.180 33.230 164.911 13,8 %
40 m2 bis unter 60 m2 113.358 254.088 90.166 457.612 38,4 %
60 m2 bis unter 90 m2 138.596 274.251 90.367 503.214 42,3 %
90 m2 und mehr 19.657 31.868 13.505 65.030 5,5 %
gesamt 316.112 647.387 227.268 1.190.767 100,0 %

Anteil 26,5 % 54,4 % 19,1 % 100,0 %  

Tabelle 12: Anzahl der angemessenen Wohnungen insgesamt nach Wohnfläche und 
Wohnlage
Quelle: Mietspiegeldatensatz 2024 und eigene Berechnungen

Insgesamt konnten im Mietpiegelsegment 1.190.767 angemessene Wohnungen identifiziert 
werden. Das entspricht einem Anteil am gesamten mietspiegelrelevanten Bestand von etwa 
84%. Die Mehrzahl der Wohnungen befindet sich in mittlerer und einfacher Wohnlage. 

Neben den Haushalten, die sich im Leistungsbezug von SGB II, SGB XII und dem Asyl-
bewerberleistungsgesetz befinden, gibt es eine Gruppe von Nachfragerinnen und Nach-
fragern, die aufgrund ihres geringen Einkommens ebenfalls preisgünstigen Wohnraum 
nachfragen. Hierzu zählen Haushalte, deren Haushaltsnettoeinkommen kleiner ist als 
80 % des durchschnittlichen Haushaltsnettoeinkommens. Diese Annahme erfolgt analog 
des Wohnraumbedarfsberichts 2019. Insgesamt gibt es rund 690.000 dieser Haushalte. In 
dieser Zahl sind die vorstehend genannten Bedarfsgemeinschaften enthalten.

Haushaltsgröße nach Anzahl der Personen
gesamt

1 Person 2 Personen 3 Personen 4 Personen 
und mehr

Anzahl angemessene 
Wohnungen im Mietspiegel 2024 337.641 301.212 281.113 270.801 1.190.767

Versorgungsbedarf (SGB II, 
SGB XII, Asyl) Stand 31.12.2023 225.960 50.611 25.842 37.789 340.202

Abstrakte Versorgungsquote 1,5 6,0 10,9 7,2 3,5
Allgemeine Nachfrage  
(Haushalte mit Einkommen  
< 80% vom Median) 

354.400 193.900 68.400 73.000 689.700

Reale Versorgungsquote 1,0 1,6 4,1 3,7 1,7
Versorgungsdefizit/Überhang –16.759 107.312 212.713 197.801 501.067 

Tabelle 13: Versorgungssituation mit angemessenen Mietwohnungen im Bestand der 
mietspiegelrelevanten Wohnungen
Quelle: Mikrozensus 2022, Bundesagentur für Arbeit, SenASGIVA, Amt für Statistik Berlin-
Brandenburg, fortgeschriebener Mietspiegeldatensatz
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Das Ergebnis in Tabelle 50 weist eine gesamtheitliche Versorgungsquote von 1,7 aus, was 
bedeutet, dass rein rechnerisch 1,7 Wohnungen für jeden Berliner Haushalt der untersuch-
ten Nachfragergruppen zur Verfügung stehen. Bezogen auf die einzelnen Bedarfsgemein-
schaften liegt jedoch eine leichte Unterversorgung der Einpersonenhaushalte und eine 
theoretische Überversorgung der Mehrpersonenhaushalte vor.

Bei der Betrachtung der Wohnungen im Mietspiegelsegment gemäß Tabelle sind jedoch 
die Sozialmietwohnungen nicht enthalten. Die Anzahl zum Stand 31.12.2023 kann der 
Tabelle 51 entnommen werden. 

Anzahl Sozialmietwohnungen zum 31.12.2023

gesamt1 Raum 2 Räume 3 Räume 4 Räume und 
mehr

Anzahl Sozialmietwohnungen im 
Land Berlin 11.119 33.940 32.134 13.461 90.654

Tabelle 14: Anzahl Sozialmietwohnungen, Stand 31.12.2023
Quelle: Kataster der bezirklichen Wohnungsämter

Für die Überprüfung, wie viele angemessene (Neuvermietungs-)Wohnungen es für 
Wohnungssuchende nach SGB II, SGB XII und dem Asylbewerberleistungsgesetz auf 
dem Wohnungsmarkt gibt, hat FUB IGES die Angebotsmieten der ImmoInfo GmbH ausge
wertet. Insgesamt wurden etwa 60.000 Mietinserate im Zeitraum 2023 bis Juni 2024 aus-
gewertet. Inserate mit einer Bruttokaltmiete unterhalb von der AV-Wohnen im jeweiligen 
Zeitraum vorgeschriebenen Richtwerte, wurden als angemessen gewertet. Wie im voran-
gehenden Kapitel wurden Doppelzählungen vermieden, indem Wohnungen, die bereits 
bei der nächst kleineren Bedarfsgemeinschaft gezählt wurden, nicht noch einmal gewertet 
wurden. 

Gemäß IBB Wohnungsmarktbericht 2023 gab es in Berlin zum 31.12.2022 einen Bestand 
von 1.693.400 Mietwohnungen. Bei der Annahme einer Fluktuationsrate von 5 %, wäre 
daher mit einer Neuvermietung von jährlich etwa 85.000 Wohnungen zu rechnen. Die 
Auswertung zeigt daher, dass die Angebotsmieten aus dem Internet (ImmoInfo GmbH) nur 
einen Teilmarkt der Angebote darstellen und insbesondere die Zahl der eher günstigen 
BBU Wohnungen aufgrund von „Offline“ Vermarktungswegen nur unzureichend berück-
sichtigt werden. 

Von den 36.350 Neuvermietungen des BBU in 2022/2023 werden gemäß der folgenden 
Berechnung 20.413 Wohnungen einer Miete unterhalb der Grenzen der AV-Wohnen zuge-
ordnet. Übernimmt man dieses Ergebnis für 2023 so erhöht sich die Zahl der jährlich 2023 
angebotenen angemessenen Wohnungsangebote von 3.159 auf 23.572 Wohnungen.
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2023
Bedarfsgemeinschaften

1 Person 2 Personen 3 Personen 4 Personen 5 Personen gesamt
Mindestgröße der Wohnung > 9 m2 > 50 m2 > 65 m2 > 80 m2 > 90 m2 

Richtwert Bruttokaltmiete in EUR 449,00 543,40 668,80 752,40 903,72 –

Anzahl angemessene 
Wohnungsangebote 1.573 850 529 81 126 3.159

Anteil angemessene Wohnungs
angebote an allen ausgewerteten 
Wohnungsangeboten 4,6% 2,5% 1,6% 0,2% 0,4% 9,3%

Anzahl ausgewertete 
Wohnungsangebote 34.060

Anzahl angemessene Wohnungen 
Städtische Wohnungsunternehmen 
(LWU)/Genossenschaften 20.413
Anzahl angemessene Wohnungs
angebote an allen ausgewer-
teten Wohnungsangeboten inkl. 
Anzahl Wohnungen Städtische 
Wohnungsunternehmen (LWU)/
Genossenschaften 23.572

Tabelle 15: Angemessene Wohnungsangebote 2023
Quelle: ImmoInfo GmbH und eigene Berechnungen
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Erläuterung zur Methodik
Bei der Berechnung der Anzahl der Wohnungen mit einer Miete über den AV-Wohnen-
Richtwerten für die Jahresspanne 2022 bis 2023 ist wie folgt vorgegangen worden:

Schritt 1: Auswahl der Datengrundlage
Als Datengrundlage gilt in einem ersten Schritt der Einbezug der Neuvermietungen der in 
dem BBU enthaltenen Wohnungsunternehmen. Zeitlicher Rahmen ist dabei 07/2022 bis 
06/2023. Von den 36.350 Wohneinheiten der BBU, die innerhalb dieser Jahresspanne 
neuvermietet wurden, sind jedoch nur anteilshafte Stückmengen in die Berechnung ein-
zubeziehen. Wohnungen aus gesellschaftlichen Anbietergruppen müssen im Vorhinein 
ausgeschlossen werden. Gleiches gilt für Wohnungen, dessen Mietpreisgestaltung erwar-
tungsgemäß nicht innerhalb der AV-Wohnen liegt. Daher wurden im Vorfeld folgende 
Annahmen in Rücksprache mit der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und 
Wohnen getroffen:
	§ �Annahme 1: In den Online-Portalen werden zehn Prozent der landeseigenen Wohnun-

gen angeboten. Diese sind demnach bereits in der ursprünglichen Berechnung ent-
halten und werden in die weiteren Schritte nicht einbezogen. Die restlichen 90 Prozent 
der landeseigenen Wohnungen fließen in die Berechnung ein.
	§ �Annahme 2: Von den 6.051 ausgewiesenen Neubauwohnungen der Landeseigenen 

Wohnungsunternehmen (LWU) weisen einige Mietpreise über 10  Euro je Quadrat
meter auf. 60 Prozent der Wohnungen aus dem Neubaupool werden als angemessen 
bezeichnet und fließen in die Berechnung mit ein.
	§ �Annahme 3: 90 Prozent der genossenschaftlichen Wohnungen im ungebundenen 

Bereich fließen in die Berechnung mit ein, da davon ausgegangen werden kann, dass 
ein geringer Teil außerhalb der AV-Wohnen liegt.
	§ �Weitere Annahmen: Des Weiteren wird angenommen, dass die Wohneinheiten der 

LWU bei Wiedervermietungen im ungebundenen Bereich sowie sowohl die genossen-
schaftlichen und landeseigenen Wohnungen im preisgebundenen Bereich unterhalb 
der AV-Wohnen liegen1.

Schritt 2: Berechnung der neu aufzunehmenden Wohnungen
Daraus ergibt sich eine Berechnung der aus dem Gesamtpool der BBU-Wohnungen zu 
entnehmenden Wohnungsanzahl. Von den insgesamt 36.350 Wohnungen sind 8.472 
landeseigene Sozialwohnungen in der Wiedervermietung und 2.434 Sozialwohnun-
gen im Neubau in der Erst- und Wiedervermietung. 90 Prozent der wiedervermieteten 
Wohnungen der LWU ohne Sozialwohnungen ergeben 4.499 Wohnungen. 60 Prozent der 
2.161  Neubauwohnungen der LWU mit einem Mietpreis über 10  Euro je Quadratmeter 
ergibt eine Anzahl von 1.297 Wohnungen. Insgesamt gehen also 5.796 ungebundene und 
10.906 preisgebundene Wohnungen der LWU in die Berechnung ein2.

1  Siehe auch die Kooperationsvereinbarung „Leistbare Mieten, Wohnungsneubau und 
Soziale Wohnraumversorgung“ zwischen dem Land Berlin und seinen landeseigenen 
Wohnungsunternehmen (LWU), der entsprechend die Mehrzahl der Wohnungen an Trans-
ferleistungsempfangende vermietet wird.
2  Bericht zur Kooperationsvereinbarung 2022 und eigene Berechnungen



30

WOHNRAUMBEDARFSBERICHT 2025

Für die Genossenschaften weist der IBB Wohnungsmarktbericht eine Verteilung in Berlin 
von 10,9 % im ungebundenen Segment auf 3. Es wird die Annahme getroffen, dass die Ver-
teilung innerhalb der BBU ähnlich ist. Danach werden 90 % dieser Wohnungen unterhalb 
AV-Wohnen eingestuft, was eine Anzahl von 3.566 ergibt. 0,4 % der Wohnungen gehören 
zu Genossenschaften und sind mietpreisgebunden4, woraus sich eine Anzahl von 145 Woh-
nungen ergibt.

Es ergibt sich somit ein gesamtes Bild von 9.362 Wohneinheiten, die preislich ungebunden 
sind, sowie eine Gesamtzahl von 11.051 Wohnungen im preisgebundenen Segment, die in 
die Rechnung aufgenommen werden. Eine Gesamtaddition ergibt demnach 20.413 Woh-
nungen, die aus den Neuvermietungen des BBU-Bestandes in der Jahresspanne 2022 bis 
2023 in der vorliegenden Berechnung berücksichtigt werden.

Schritt 3: Auswirkung auf die Kalkulation der Wohnungen über Richtwert AV-Wohnen
Für die Kalkulation der Wohnungen, die oberhalb der Richtwerte AV-Wohnen liegen ergibt 
sich schlussendlich folgendes Bild:
Im Jahr 2023 sind 48.906 Bedarfsgemeinschaften mit tatsächlich laufenden Kosten der 
Unterkunft neu in den Leistungsbezug eingetreten. Von diesen lagen bisher 22.459 Woh-
nungen (45,9 %) über dem Richtwert AV-Wohnen. Unter Einbezug der LWU- und Genossen
schaftswohnungen im freifinanzierten Bereich mindert sich diese Zahl auf 6.779 Woh-
nungen (13,9 %), bzw. mit einem Einschluss der geförderten Wohneinheiten von LWU und 
Genossenschaften auf 5.090 Wohnungen (10,4 %)5. Schließt man sowohl die gebundenen 
als auch ungebundenen Wohneinheiten der LWU und Genossenschaften ein, so ergibt sich 
ein theoretischer Angebotsüberhang von 1.113 Wohnungen.

In die vorliegenden Betrachtungen ist der Einfluss von Wohnungen, die von kirchlichen 
oder sozialen Trägern angeboten werden, nicht beinhaltet. Erfahrungsgemäß ist deren 
Anzahl und dementsprechend prozentualer Anteil im unteren einstelligen Prozentbereich 
angesiedelt.

3  IBB Wohnungsmarktbericht Berlin 2023, S. 53
4  ebd.
5  Zu der Anzahl der ausgewiesenen Teil- oder Gesamtmengen wurde in jedem Fall 
bereits die Anzahl an angemessenen Wohnungen aus der Analyse der Anbieterstruktur im 
vorherigen Schritt (3.159) hinzugerechnet.
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2.5 Zwischenfazit
Leistbarkeit
 
Gemäß den Ergebnissen des Mikrozensus 2022 sind die Haushaltsnettoeinkommen 
zwischen 2018 und 2022 stärker gestiegen als die Bruttokaltmieten, sodass unterm 
Strich eine rückläufige Mietbelastung zu verzeichnen ist. Bei Haushalten ohne Bezug von 
staatlichen Leistungen für die Wohnkosten betrug die Mietbelastungsquote bezogen auf 
die Gesamtbelastung (bruttowarm) 2022 25,6 %. Auch hier unterscheidet sich die Miet
belastungsquote stark bei Ein- und Mehrpersonenhaushalten: von 21,3 % bei Haushalten 
mit vier und mehr Personen bis 29,7 % bei Einpersonenhaushalten Das mittlere monatliche 
Haushaltsnettoeinkommen (Median) betrug im Land Berlin im Jahr 2023 2.575 EUR. Je 
nach Haushaltsgröße lag das mittlere monatliche Haushaltsnettoeinkommen zwischen 
1.800  EUR bei Einpersonen- und 4.525 EUR bei Vier- und mehr-Personenhaushalten. 
Geringverdienende Haushalte, d. h. Haushalte mit einem Haushaltsnettoeinkommen, 
das kleiner ist als 60  % des mittleren monatlichen Haushaltsnettoeinkommens, haben 
besondere Schwierigkeiten, sich mit leistbarem Wohnraum zu versorgen. Ihr Anteil ist mit 
20 %, dies sind 200.700 Haushalte, bei Einpersonenhaushalten am höchsten. Geringe 
Einkünfte bedeuten gleichzeitig, dass die leistbare Nettokaltmiete niedrig ist. Diese wurde 
auf Basis einer 27  %-Quote bezogen auf das Haushaltsnettoeinkommen ermittelt. Die 
leistbare Nettokaltmiete lag 2023 damit bei geringverdienenden Haushalten zwischen 
292 EUR bei Einpersonenhaushalten und 733 EUR bei Vier- und Mehrpersonenhaushalten. 

Die Quote ist angelehnt an das Leistbarkeitsversprechen der landeseigenen Wohnungs-
unternehmen. Im Rahmen dieses Versprechens in der aktuellen Kooperationsvereinbarung 
(KoopV) wird die Mietbelastung auf 27 % des Haushaltseinkommens abgesenkt. Konkret 
heißt das, dass die Belastung des jeweiligen Haushalts durch die Nettokaltmiete nicht 
mehr als 27 % des Haushaltseinkommens beträgt, sofern die für einen WBS maßgeblichen 
Einkommensgrenzen (WBS 220) sowie angemessene Wohnflächengrenzen nicht über-
schritten werden. Haushalte mit einem vollen Durchschnittseinkommen können sich eine 
Nettokaltmiete zwischen 486 Euro (Einpersonenhaushalt) bis 1.222 Euro (Vierpersonen-
haushalt) leisten. 

Anhand der Auswertung der Mietinserate der Immoinfo GmbH vom Juli 2023 bis Juni 2024 
wurde auf Basis der 27 %-Quote der Nettokaltmiete am Haushaltsnettoeinkommen die 
Höhe des Versorgungsgrades bei Neuvermietungen geprüft. Im Ergebnis zeigt sich eine 
deutliche Unterversorgung: Während auch Durchschnittsverdienende sich nur etwa jede 
vierte angebotene Wohnung (27,8 %) leisten konnten, war dies bei Haushalten mit einem 
Einkommen von 60  % des mittleren monatlichen Haushaltsnettoeinkommens nur jede 
zwanzigste angebotene Wohnung (4,8 %). 
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Hinsichtlich der Leistbarkeit der Bestandswohnungen im Mietspiegelsegment zeigt sich, 
dass diese auch für Durchschnittsverdienende weitgehend bezahlbar sind. Bei Neuver-
mietungen ist aufgrund der deutlich höheren Angebotsmieten gegenüber dem Bestand 
ebenfalls eine deutliche Anspannung ersichtlich. Allerdings stehen auch den Durchschnitts-
verdienenden prinzipiell die günstigeren Wohnungen der landeseigenen Wohnungsunter-
nehmen und der Berliner Wohnungsbaugenossenschaften zur Verfügung – auch wenn 
diese dabei in Konkurrenz zu Transferleistungsempfangenden stehen. Die zum Angebot 
kommenden günstigen Wohnungen im angespannten Berliner Wohnungsmarkt sind auf-
grund der geringen Fluktuation für Wohnungssuchende generell sehr schwer anzumieten. 
Dies spiegelt sich auch im niedrigen Versorgungsgrad mit leistbaren Wohnungen bei 
Neuvermietungen, insbesondere für Haushalte mit niedrigem Einkommen wider. 

Versorgungssituation der 
Bedarfsgemeinschaften
 
Die Versorgungssituation der Bedarfsgemeinschaften wurde auf Basis der seit dem 
01.10.2023 im Land Berlin geltenden Richtwerte für die Bruttokaltmieten sowie auf Basis 
des Mietspiegeldatensatzes 2024 untersucht. Insgesamt konnten 1.190.767 angemessene 
Wohnungen identifiziert werden. Damit sind theoretisch 84 % der mietspiegelrelevanten 
Wohnungen im Bestand im Land Berlin angemessen. Davon befinden sich 27 % in der 
einfachen, 54 % in der mittleren und 19 % in der guten Wohnlage. Rund vier Fünftel der 
angemessenen Wohnungen sind zwischen 40 und 90 m² groß. Im Jahr 2023 konnten ins-
gesamt 23.572 angemessene Mietangebote bei Neuvermietungen identifiziert werden.
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3 PERSONEN MIT 
SPEZIFISCHEM 
WOHNBEDARF

6  Statistisches Bundesamt 2023

 
Neben Haushalten, die aufgrund ihres geringen Einkommens bei der Wohnraumversor-
gung auf dem freien Wohnungsmarkt benachteiligt sind, gibt es weitere Personengruppen, 
die auf dem Wohnungsmarkt wegen ihrer besonderen Lebens- und Wohnsituation Schwie-
rigkeiten haben, sich auf dem freien Wohnungsmarkt mit Wohnraum zu versorgen. In den 
nachfolgenden Teilkapiteln werden aktuelle und mögliche zukünftige Bedarfe von aus-
gewählten Personenkreisen mit spezifischen Wohnungsversorgungsproblemen dargestellt.

3.1 Studierende
 
Berlin besitzt als Studienstandort sowohl national als auch international große Anzie-
hungskraft. Im Wintersemester 2022/2023 waren laut Hochschulstatistik des Bundes
amtes für Statistik 199.593 Studierende an den Berliner Universitäten und Hochschulen 
für angewandte Wissenschaften immatrikuliert. Im Vergleich zum Vorjahr ist die Anzahl der 
Studierenden zwar um ca. 2 % gesunken, verbleibt aber auf hohem Niveau und ist in den 
vorherigen Jahren kontinuierlich gestiegen (vgl. Tabelle 16).6

Die Corona-Pandemie hatte auch Auswirkungen auf die Wohnsituation der Studierenden. 
Zum einen fanden Vorlesungen und Seminare zum Großteil nicht mehr in Präsenz statt, 
zum anderen fielen viele Nebenjobs weg, welche von Studierenden oft zur Finanzierung 
der eigenen Wohnung bzw. des eigenen WG-Zimmers ausgeübt werden. Studierende ver-
schoben aus diesem Grund häufiger den Zeitpunkt des Wohnstandortwechsels, teilweise 
wurden auch eher kleinere Hochschulstädte als Studien- und Wohnort gewählt. Auch die 
Zahl ausländischer Studierender war rückläufig.
Hinweise auf die wirtschaftliche und soziale Lage der Studierenden in Berlin gibt die 
Sozialerhebung, welche im regelmäßig vom Deutsche Zentrum für Hochschul- und 
Wissenschaftsforschung (DZHW) für das Studierendenwerk durchgeführt wird. Die derzeit 
aktuellsten Daten liefert die 22. Sozialerhebung, für die Studierenden im Sommersemester 
2021 befragt wurden.
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Demnach geben rund 70 % der in der Studie befragten Berliner Studierenden an, erwerbs-
tätig zu sein – nach Hamburg und Bremen die dritthöchste Quote im Vergleich der Bundes-
länder.7 – Durchschnittlich verfügen die befragten Studierende in Berlin über Einnahmen 
in Höhe von 1.204 €8. Eine zentrale Erkenntnis der 22. Sozialerhebung ist allerdings, dass 
etwa 37 % der Studierenden in Deutschland lediglich 800 Euro oder weniger im Monat zur 
Verfügung stehen. Demgegenüber steht in Berlin eine durchschnittliche Miete von 452 €. 
Nur in Städten wie Hamburg oder Frankfurt am Main ist Wohnen für Studierende noch 
teurer.9 Im sogenannten „Fokus-Typ“10 stiegen die durchschnittlichen Gesamteinnahmen 
von Studierenden zwischen 2012 und 2021 von 896 € auf 1.173 € (+ 31 %), die durch-
schnittlichen Mietausgaben stiegen im gleichen Zeitraum von 317 € auf 451 € (+ 42 %)11. 
Gleichzeitig ist aber zu beachten, dass die Kaufkraft der monatlichen Gesamteinnahmen 
von Studierenden nicht im gleichen Maße ansteigt wie deren nominaler Wert. In Bezug auf 
den starken Anstieg der Mieten in Berlin sind auch Nachholeffekte in Folge der Abschaf-
fung des Mietendeckels zu beachten.12

Die gestiegenen Mietkosten für Studierende gehen mit einer eher geringen Wohnheim-
quote einher. Primärer Anbieter für studentischen Wohnraum ist das Studierendenwerk 
Berlin. Hier betrug die durchschnittliche Miete im Jahr 2022 291 Euro pro Monat (2023: 
323  EURo). Den rund 178.000 Studierenden in Zuständigkeit des Studierendenwerkes 
Berlin standen im Wintersemester 2022/23 31 öffentlich geförderte Wohnheime zur 
Verfügung, im Wintersemester 2019/20 waren es 33. Entsprechend reduzierte sich die 
Zahl der öffentlich geförderten Wohnheimplätze in dem Zeitraum von 9.175 auf 9.131. 
Schwankungen entstehen u. a. aufgrund von notwendigen Sanierungsmaßnahmen. Das 
Studierendenwerk Berlin plant in den kommenden fünf Jahren 637 zusätzliche Plätze 
bereitzustellen13.

WS 2019/20 WS 2020/21 WS 2021/22 WS 2022/23
Studierende in Berlin insg. 195.799 199.421 203.869 199.593
Studierende in Zuständigkeit stW Berlin 171.129 172.932 176.359 173.144
Öffentlich geförderte Wohnheime (nur stW) 33 32 32 31
Öffentlich geförderte Wohnheimplätze  
(nur stW) 9.175 9.200 9.189 9.131

LWBG 261 843 932 990
berlinovo 623 1.043 1.485 1.869
Versorgungsquote (nur stW) 5,4 % 5,3 % 5,2 % 5,3 %
Versorgungsquote insg. 6,0 % 6,5 % 6,7 % 6,8 %

Tabelle 16: Anzahl der öffentlich geförderten Wohnheimplätze und Versorgungsquote  
in Berlin
Quellen: DSW Statistik 2022, Statistisches Bundesamt 2023

7  DZHW 2023 S. 85
8  DZHW 2023 S. 98
9  DZHW 2023 S. 106
10 � Studierende im Erststudium, eingeschrieben im Vollzeit-Präsenzstudium, unverheiratet, 

nicht bei Eltern wohnend (vgl. DZHW 2023 S. 13)
11  DZHW 2023 S. 213-215
12  MLP Finanzberatung SE 2022, S. 29
13 � A n t w o r t auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/17397 vom 17. November 2023 über 

Aktuelle Situation des Studierendenwerks Berlin (https://pardok.parlament-berlin.de/
portala/vorgang/V-383271)
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Neben dem Studierendenwerk bieten in Berlin auch die landeseigenen Wohnungsbau
gesellschaften (LWBG) Wohnplätze für Studierende an. Die LWBG konnten im zweiten 
Halbjahr 2022 durch Aktualisierungen und neue Projekte die Gesamtzahl der fertig
gestellten, in Bau befindlichen und geplanten Wohnplätze für Studierende um 413 auf 
3.601 Wohnplätze steigern. Von diesen sind 990 bereits fertiggestellt, 728 befinden sich 
im Bau und 1.883 sind in Planung. Bis 2028 sollen alle 3.601 Wohnheimplätze fertiggestellt 
sein. Die von der Degewo und der Gewobag geplanten Realisierungen von jeweils 250 
Wohnplätzen sind noch unsicher. Ein weiteres Projekt der Gewobag mit geplanten 272 
Wohnplätzen befindet sich in der planerischen Umsetzung. Auch freiwerdende Wohnungen 
werden von der Degewo als Baustein der studentischen Wohnraumversorgung gesehen.14

Auch die dem Land gehörende Berlinovo Immobilien Gesellschaft mbH bietet Wohnplätze 
für Studierende an. Zum Stand Januar 2023 bietet berlinovo 2.087 Wohnplätze im Land 
Berlin an – bis 2027 könnte die Zahl bei Umsetzung aller bereits genehmigten und noch 
geplanten Projekte auf 6.966 Wohnplätze steigen.15 Die Versorgungsquote insgesamt ist 
insofern am Ansteigen.

Studierende in Berlin müssen sich vermehrt auf dem freifinanzierten Wohnungsmarkt mit 
Wohnungen versorgen. Auf dem freien Wohnungsmarkt stehen sie mit ihrer Nachfrage 
allerdings oft in Konkurrenz zu anderen Haushalten mit geringem Einkommen. Von Studie-
renden werden vor allem preiswerte Ein- bis Zweiraumwohnungen sowie größere Wohnung 
für Wohngemeinschaften von zwei bis vier Personen nachgefragt. Im Segment der kleinen 
Wohnungen konkurrieren Studierende dabei als Singles oder Paare beispielsweise mit 
Rentnerhaushalten oder im Segment großer Wohnungen als Wohngemeinschaften mit 
Familienhaushalten.

Das Angebot an Wohnheimplätzen des Studierendenwerks Berlin sowie der landes
eigenen Wohnungsbaugesellschaften und berlinovo wird ergänzt durch ein großes Ange-
bot privater und gewerblicher Anbieter an möblierten Wohnungen auf Zeit, häufig in Form 
sogenannter Apartmenthäuser mit bis zu mehreren Hundert Wohneinheiten pro Objekt. 
Eigene Recherchen von FUB IGES haben in diesem Bereich ein aktuelles Angebot von 
insgesamt mehreren Tausend Wohneinheiten identifiziert. Die Durchschnittsmiete lag bei 
diesen Objekten 2022 mit rund 29 €/m² weit über dem Berliner Mietendurchschnitt.

Im Bereich des studentischen Wohnens zeigt sich in Berlin nach wie vor Nachholbedarf, 
insbesondere nach preiswertem Wohnraum trotz einer verbesserten Versorgungsquote. 
Das spiegelt sich auch in der – verglichen zum Bundesdurchschnitt – immer noch niedrigen 
Versorgungsquote, die beschreibt wie viele öffentlich geförderte Wohnheimplätze den 
Studierenden durchschnittlich zur Verfügung stehen, wider.

14  LWBG (2023, persönliche Kommunikation)
15  berlinovo (2023, persönliche Kommunikation)
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3.2 Nachfrager nach 
barrierefreiem oder barriere-
armem Wohnraum
 
Personen mit Bewegungseinschränkungen und körperlich behinderte Menschen sowie 
Menschen mit sensorischer Beeinträchtigung benötigen barrierearme, wenn möglich bar-
rierefreie Wohnungen und Wohngebäude. Aber auch für Familien mit (kleinen) Kindern wird 
der Alltag leichter, wenn der Zugang zur Wohnung und die Wohnung selbst wenige oder 
keine Barrieren aufweist. Die Nachfrager nach barrierefreiem oder barrierearmem Wohn-
raum sind also vielfältig. Der Fokus des vorliegenden Berichts liegt dabei auf Personen mit 
Mobilitätseinschränkungen und deren Bedarf nach möglichst barrierefreiem Wohnraum.16

Definition von barrierefreiem oder barriere
armem Wohnraum
 
Eine Erfassung des Bestandes an barrierefreiem oder -armem Wohnraum bzw. des 
Bedarfes danach ist bereits wegen der Begrifflichkeiten schwierig. Lediglich der Begriff 
„barrierefrei“ ist in der jeweiligen Bauordnung der Länder rechtlich bindend bestimmt17. 
Daneben definiert die DIN 18040-2 bauliche Standards zu den Merkmalen der Barriere
freiheit im Neubau wie auch für Umbaumaßnahmen im Bestand. Neben den Anforde-
rungen von Rollstuhlnutzern beinhaltet die Norm auch sensorische Anforderungen an 
Wohnungen im Neubau. Die Norm an sich ist jedoch im Neubau nicht bindend, die 
Umsetzung erfolgt im Rahmen der Bauordnungen der Länder. Bei der Umsetzung kön-
nen verschiedene Grade der Barrierefreiheit erreicht werden. Für Umbaumaßnahmen im 
Bestand gibt es das KfW-Förderprogramm „Altersgerecht Umbauen“. Privatpersonen und 
institutionelle Akteure können sich damit Umbaumaßnahmen zur Reduktion von Barrieren 
fördern lassen. Die Förderung ist an die Erreichung vorgegebener Standards geknüpft, die 
sich wiederum an der DIN-Norm orientieren, gleichzeitig aber auch berücksichtigen, dass 
viele DIN-Vorgaben bei Umbaumaßnahmen an bestehenden Wohnungen und Gebäuden 
in der Praxis häufig nicht erfüllt werden können.

Im Mikrozensus wird darüber hinaus die „Barrierereduktion“ verwendet. Diese wird an eine 
Reihe von barrierereduzierenden Merkmalen des Gebäudes und der Wohnung geknüpft. 
Der Grad der Barrierearmut hängt hierbei davon ab, wie viele der barrierereduzierenden 
Merkmale gegeben sind. Andere Begriffe wie „seniorengerecht“ oder „altersgerecht“ sind 
keine Rechtsbegriffe und sind demnach nicht an eindeutige Ausstattungsmerkmale einer 
Wohnung bzw. eines Wohngebäudes gekoppelt.

16 � Gegenstand des Wohnraumbedarfsberichts sind Wohnungen am freien Wohnungs-
markt und nicht Wohnraum in Wohnheimen für Menschen mit Behinderung und/oder 
Seniorinnen und Senioren.

17 � Für barrierefreie Wohnungen gilt DIN 18040-2. Jedoch unterscheidet die Norm 
zwischen den „barrierefrei“ und „barrierefrei und uneingeschränkt mit dem Rollstuhl 
nutzbar“. Damit sind an den semantisch umfassenderen Begriff „Barrierefreiheit“ 
geringere Anforderungen geknüpft.
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Die Berliner Bauordnung (BauO Bln) und die Berliner Verordnung über bauliche Anfor-
derungen an barrierefreies Wohnen (Barrierefreies Wohnen Verordnung Berlin) vom 29. 
Januar 2019 machen konkrete Vorgaben für barrierefreies Bauen: Laut § 50 Absatz 1 
BauO Bln muss bei Bauvorhaben, welche bis zum 31.12.2019 gem. § 62 BauO Bln ange-
zeigt wurden oder ein bauaufsichtliches Verfahren gem. § 63 oder §64 beantragt wurde, 
mindestens ein Drittel der Wohnungen barrierefrei nutzbar sein. Bei Bauvorhaben ab dem 
01.01.2020 gilt dies für die Hälfte der Wohnungen.

Nach § 50 Absatz 1 BauO Bln müssen in Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen die 
Wohnungen eines Geschosses barrierefrei nutzbar und über den üblichen Hauptzugang 
barrierefrei erreichbar sein. Eine Wohnung ist nach § 50 Absatz 1 BauO Bln barrierefrei 
nutzbar, wenn
1.  die Wohnung stufen- und schwellenlos ist,
2. � die lichte Breite der Wohnungstür mindestens 0,90 Meter, die der übrigen Türen in der 

Wohnung mindestens 0,80 Meter betragen,
3. � die Bewegungsflächen in Wohn- und Schlafräumen sowie Küchen und Bädern mindes-

tens 1,20 Meter x 1,20 Meter betragen und
4.  mindestens ein Bad oder einen bodengleichen Duschplatz hat.

Bestand an barrierefreiem oder -armem 
Wohnraum
 
Derzeit liegen keine belastbaren Daten über den Gesamtbestand an barrierefreien oder 
barrierearmen Wohnungen in Berlin vor. Allerdings lassen sich auf Basis der Statistiken des 
Verbandes Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunternehmen e.V. (BBU) und der Sonder-
auswertungen des Mikrozenzus zum Wohnen Aussagen über den Bestand an barriere-
freien oder barrierearmen Wohnungen ableiten.

Die sechs großen landeseigenen Wohnungsunternehmen im BBU hielten zum Stichtag 
30.06.2023 einen Bestand von rund 360.000 Wohnungen in Berlin, welches 18 % des 
Berliner Wohnungsbestands in Wohn- und Nichtwohngebäuden entspricht. Laut BBU 
waren davon 9.446 Wohnungen bzw. 2,6 % barrierefrei im Sinne der Berliner Bauordnung.

Der BBU führt darüber hinaus eine Statistik über „barrierearme“ Wohnungen nach Eigen-
definition des jeweiligen Wohnungsunternehmens, welche weniger umfangreiche Anforde-
rungen an eine Wohnung stellt. Gemäß dieser Eigendefinition der Wohnungsunternehmen 
gab zum 31.12.2022 rund 65.200 Wohnungen „barrierearme“ Wohnungen im Bestand 
der  BBU-Mitgliedsunternehmen18. Diese Angabe besitzt allerdings nur eine begrenzte 
Aussagekraft, da das Merkmal „barrierearm“ von den Unternehmen nicht einheitlich 
definiert wird.

18 � BBU Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunternehmen e.V. (2023, 
persönliche Kommunikation)
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Neben dem gemeldeten Bestand gibt es laut BBU eine nicht näher zu beziffernde Dunkel-
ziffer an barrierearmen bzw. freien Wohnungen, da nicht alle Mitglieder über eine umfas-
sende Wohnungserfassung verfügen19. Aufgrund der rechtlichen Vorgaben der BauO Bln 
für den Wohnungsneubau (mind. 50 % barrierefreie Wohnungen in Mehrfamilienhäusern) 
und der Modernisierung von Bestandswohnungen ist davon auszugehen, dass der Anteil 
an barrierefreien Wohnungen im Bestand des BBU und des Gesamtwohnungsbestands in 
Berlin – zukünftig zunehmen wird.

Die Vorgaben der BauO Bln im Wohnungsneubau für barrierefreie Wohnungen ermög-
lichen es, die Anzahl der der barrierefreien Wohnungen im Geschosswohnungsbau 
abzuschätzen, die mindestens seit dem Jahr 2006, mit Inkrafttreten der BauO Bln neu 
fertiggestellt wurden: In Berlin wurden seit 2006 insgesamt 210.509 Baugenehmigungen 
für neue Wohnungen in Wohngebäuden erteilt, davon 180.114 für Wohnungen in Mehr-
familienhäusern. Von diesen sind entsprechend den Vorgaben der BauO Bln mindestens 
88.520 barrierefrei. Wird auf Basis langjähriger Erfahrungswerte eine durchschnitt
liche Fertigstellungsquote von 80 % angesetzt, d.h. von 100 genehmigten Wohnungen 
werden tatsächlich 80 Wohnungen fertiggestellt, ergibt sich für die Jahre 2006-2022 
eine Mindestanzahl von 70.820 in Mehrfamilienhäusern fertiggestellter barrierefreier 
Wohnungen (Tabelle 17).

Zeitraum Baugenehmigungen Wohnungen in Wohngebäuden

Fertig
stellungsquote

Mindestanzahl 
fertiggestellter 
barrierefreier 
Wohnungen 
in Wohnge
bäuden mit 
3 und mehr 
Wohnungen

Insgesamt

davon
in Wohn

gebäuden mit 
3 und mehr 
Wohnungen

davon Anteil 
mindestens 
barrierefrei 

gemäß BauO 
Bln

Mindestanzahl 
barrierefreier 
Wohnungen 
in Wohnge
bäuden mit 
3 und mehr 
Wohnungen

2006–2009 17.551 9.040 33 % 2.980 80 % 2.380
2010–2022 192.958 171.074 50 % 85.540 80 % 68.430
Gesamt 
2006–2022 210.509 180.114 88.520 70.810

Tabelle 17: Genehmigungen neuer Wohnungen in Wohngebäuden und Mindestanzahl 
fertiggestellter barrierefreier Wohnungen in Mehrfamilienhäusern in Berlin 2006-2022 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Deutschland, 2023, eigene 
Berechnungen.

Von den 90.523 Berliner Sozialmietwohnungen gab es mit Stand November 2023 gemäß 
Wohnungskataster der bezirklichen Wohnungsämter 1.042 Wohnungen mit der Zweck
bestimmung Rollstuhlbenutzerin bzw. -benutzer. Bei diesen Wohnungen ist davon auszu-
gehen, dass sie barrierefrei sind20.

Eine Einschätzung zum Grad der Barrierearmut des gesamten Berliner Wohnungsbestands 
liefert die Befragung des Mikrozensus 2022 zur Wohnsituation der Haushalte, bei der 
verschiedene „Merkmale der Barrierereduktion“ für Gebäude und Wohnungen erhoben 
wurden. Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen, dass die Ergebnisse auf den Einschät-
zungen der befragten Personen basieren und keine exakte Einordnung entsprechend der 

19 Ebenda.
20 � Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen (persönliche 

Kommunikation 2023)
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BauO Bln bzw. der DIN 18040-2 darstellen. Damit besitzen sie auch nur eine beschränkte 
Aussagekraft hinsichtlich der Barrierefreiheit des Berliner Wohnungsbestands21.

Im Mikrozensus 2022 wurden für Gebäude die Merkmale „Stufen-/ Schwellenloser 
Zugang“, „ausreichende Durchgangsbreite: Haustür“ sowie „ausreichende Durchgangs-
breite: Flure“ erhoben. Danach leben 16 % der Haushalte (304.700) in einem Gebäude, 
das alle genannten Merkmale erfüllt.

Für Wohnungen wurden im Rahmen des Mikrozensus insgesamt acht Merkmale der 
Barrierereduktion abgefragt. Diese betreffen Schwellen, die ausreichende Breite der 
Wohnungs- und Raumtüren sowie der Flure, genügend Raum in Küche und Bad/Sanitär 
und einen ebenerdigen Duscheinstieg. Danach lebten 4  % der befragten Haushalte 
(69.900) in Berlin in einer Wohnung, die alle Merkmale der Barrierereduktion aufweist. 22

Bedarf an barrierefreien bzw. barrierearmen 
Wohnungen
 
Der Bedarf an barrierereduzierten, möglichst barrierefreien Wohnungen ergibt sich aus 
der Anzahl der Haushalte mit mobilitätseingeschränkten Mitgliedern. Ausgangspunkt 
dieser Definition ist der konkrete Bedarf an einer barrierereduzierten Wohnung, unab
hängig vom Lebensalter. Diese weit gefasste Definition schließt einzelne Bedarfsgruppen 
wie Menschen mit Pflegebedarf oder einer Behinderung mit ein.

Für die empirische Quantifizierung dieses Bedarfs wird der in einer aktuellen Studie des 
Instituts der deutschen Wirtschaft (IW) angewandten Methodik zum Thema altersgerechter 
Wohnraum gefolgt:

23

In einem ersten Schritt wird die Zahl der Seniorenhaushalte mit mobilitätseingeschränkten 
Mitgliedern bestimmt. Ihr Anteil an allen Seniorenhaushalten beträgt etwa 23 Prozent. 
Dieser Wert wurde in der Vergangenheit von unterschiedlichen Studien verwendet. 24 

21 � Ebenfalls zu berücksichtigen ist, dass die Ergebnisse des Mikrozensus zunächst eine 
Hochrechnung auf Haushalts- und nicht auf Wohnungsebene darstellen. In Anlehnung 
an andere aktuelle Studien zum Thema, siehe z. B. Deschermeier, Philipp, (2023: 125), 
wird nachfolgend die Summe an Privathaushalten, die in einer Wohnung mit Barriere
freiheitsmerkmalen wohnen, als der von Privathaushalten bewohnte Bestand an 
barrierereduzierten Wohnungen interpretiert und bezeichnet.

22  Quelle: Mikrozensus Berlin 2022, 2023.
23 � Deschermeier, Philipp (2023) : Altersgerechter Wohnraum: Unterschätzte Heraus-

forderung für Politik und Gesellschaft, IW-Trends - Vierteljahresschrift zur empirischen 
Wirtschaftsforschung, ISSN 1864-810X, Institut der deutschen Wirtschaft (IW), Köln, 
Vol. 50, Iss. 2, pp. 115-134, https://doi.org/10.2373/1864-810X.23-02-07.

24 � Kremer-Preiß, Ursula; Mehnert, Thorsten; Stolarz, Holger:, Wohnen im Alter, Markt-
prozesse und wohnungspolitischer Handlungsbedarf, Berlin, 2011; Vaché, Martin / 
Rodenfels, Markus: Der Wohnraumbedarf in Hessen nach ausgewählten Zielgruppen 
und Wohnformen, Darmstadt, 2016; Deschermeier, Philipp / Hartung, Andreas / Vaché, 
Martin / Weber, Ines: Evaluation des KfW-Förderprogramms „Altersgerecht Umbauen 
(Barrierereduzierung – Einbruchschutz)“, Gutachten im Auftrag der KfW Research und 
des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat, Darmstadt, 2020.
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Ein Seniorenhaushalt ist hierbei ein Haushalt mit einer Haupteinkommensperson im Alter 
von mindestens 65 Jahren. Für die Berechnung der Anzahl der Seniorenhaushalte wird auf 
Ergebnisse des Mikrozensus für das Berichtsjahr 2022 zurückgegriffen. Da für alle anderen 
Haushaltstypen keine Erfahrungswerte vorliegen, wird auf die Pflegestatistik zurückge
griffen und die Anzahl an Haushalten (ohne Seniorenhaushalte) mit mindestens einer 
pflegebedürftigen Person ermittelt. Die Summe aus der Anzahl der Seniorenhaushalte mit 
mobilitätseingeschränkten Mitgliedern und der Anzahl der Haushalte (ohne Seniorenhaus-
halte) mit pflegebedürftigen Mitgliedern bildet dann die Bedarfsgruppe der Haushalte mit 
mobilitätseingeschränkten Mitgliedern. Da Haushalte mit pflegebedürftigen Mitgliedern 
eine Teilmenge der Haushalte mit mobilitätseingeschränkten Mitgliedern sind, wird die 
Zielgruppe zwar näherungsweise abgebildet, aber leicht unterschätzt. Entsprechend sind 
die nachfolgenden Ergebnisse als Untergrenze des Bedarfs zu verstehen (Tabelle 18).25 

Haushalte mit mobilitäts
eingeschränkten Mitgliedern

Davon …
… Haushalte mit mindestens einer  

pflegebedürftigen Person  
(ohne Seniorenhaushalte)

… Senioren-Haushalte mit mobilitäts
eingeschränkten Haushaltsmitgliedern 

(inkl. Pflegebedürftige)
126.900 10.700 116.200

Tabelle 18: Haushalte mit mobilitätseingeschränkten Mitgliedern in Berlin 2022
Quelle: Deschermeier, Philipp, 2023, a.a.O.
Berechnungen auf der Datengrundlage des Statistischen Bundesamtes (2023) und einer 
Sonderauswertung des Mikrozensus 2022.
Datenquellen: Statistisches Bundesamt; Institut der deutschen Wirtschaft

Der so für Berlin für 2022 ermittelte Bedarf an 126.900 barrierereduzierten Wohnungen 
entspricht 6,4 % aller Haushalte in Berlin. Berlin liegt damit leicht unter dem Bundesdurch-
schnitt von 7,4 % von Haushalten mit mobilitätseingeschränkten Mitgliedern. 26

Zu dieser Personengruppe, die barrierefreien Wohnraum nachfragt, gehören auch 
Menschen mit Gehbehinderung. Laut Statistik des Amtes für Statistik Berlin-Brandenburg 
gab es Ende 2021 in Berlin rund 24.700 Personen mit einem Schwerbehindertenausweis 
mit der Kennzeichnung außergewöhnliche Gehbehinderung (aG). Diese Gruppe kann als 
Näherungswert für die Anzahl der Rollstuhlnutzerinnen und Rollstuhlnutzer in Berlin heran-
gezogen werden.

Der Bedarf an barrierefreien Wohnungen im Segment der Sozialwohnungen kann über 
die Anzahl der Wohnberechtigungsscheine mit anerkanntem besonderem Wohnbedarf 
abgeschätzt werden. Mit Stichtag 31.12.2022 gab es in Berlin rund 2.200 WBS-Inhabende 
in der Berechtigungsgruppe „Schwerbehinderte“, von denen allerdings nicht alle mobilitäts
eingeschränkt sind. Bezogen auf die Gesamtzahl der Wohnberechtigungsscheininhabenden 
machte die Berechtigungsgruppe 4,1  % aus. Seit dem 31.12.2017 ist die Anzahl dieser 
Personen um 20 % gewachsen 27.

25 Deschermeier, Philipp, 2023, a.a.O: 120.
26 Deschermeier, Philipp, 2023, a.a.O.: 121.
27 � Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen (2023, persönliche 

Kommunikation)
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Versorgungslücke bei barrierefreiem oder  
-armem Wohnraum
 
Die Gegenüberstellung des Bedarfs an barrierereduzierten, barrierefreiem oder barriere-
armem Wohnraum von insgesamt 126.900 Haushalten (davon 116.200 Seniorenhaushalte) 
und dem Wohnungsbestand von 69.900 weitgehend barrierefreien Wohnungen und – bei 
einer engen Auslegung von Barrierereduzierung, bei der alle der im Mikrozensus 2022 
abgefragten Merkmale der Barrierereduzierung gegeben sind – ergibt rein rechnerisch eine 
Versorgungslücke von aktuell rund 57.000 Wohnungen 28. Die Größe der Lücke zwischen 
Nachfrage und Wohnungsbestand hängt dabei wesentlich von dem Grad der Barrierere-
duzierung 29. Dies zeigt z. B. auch die Diskrepanz zwischen der Größe des barrierefreien 
Wohnungsbestands der BBU-Mitgliedsunternehmen im Sinne der Berliner Bauordnung und 
entsprechend der Eigendefinition von Barrierereduzierung der Wohnungsunternehmen, 
die sich in der Summe der Wohnungen um den Faktor fünf unterscheiden.

Die tatsächliche Versorgungslücke dürfte allerdings noch deutlich größer sein als der 
hier rechnerisch ermittelte. Es besteht ein Allokationsproblem, da nicht jeder Haushalt 
mit mobilitätseingeschränkten Mitgliedern in einer barrierereduzierten Wohnung wohnt. 
Diese Haushalte konkurrieren auf dem freien Wohnungsmarkt mit anderen Haushalten, 
die sich für die entsprechenden Wohnungen auch aus anderen Gründen interessieren, 
zum Beispiel aufgrund der Lage der Wohnung, deren Ausstattung oder deren Anbindung.30

Der hier ermittelte Bedarf wird nur zum Teil durch Neubauten gedeckt werden können, 
auch wenn die aktuelle aktuelle BauO Bln vorsieht, dass ab 2025 zusätzlich zu den 
50  % barrierefrei erreichbar und nutzbar herzustellenden Wohnungen zusätzlich 25  % 
barrierefrei (nur) erreichbare Wohnungen errichtet werden sollen. Vielmehr wird auch der 
Wohnungsbestand – soweit dies die jeweiligen bautechnischen Grenzen in der Praxis 
erlauben – entsprechend anzupassen sein, ggf. zumindest mit barrierereduzierenden 
Maßnahmen. Insbesondere ältere Menschen möchten, auch bei einsetzender Bewegungs-
einschränkung und Pflegebedürftigkeit, möglichst lange in ihrer bisherigen Wohnung und 
Wohnumgebung bleiben.

28 � Hierbei ist zu berücksichtigen, dass sich der genannte Wohnungsbestand auf Angaben 
aus dem Mikrozensus bezieht und stellt nicht die Gesamtzahl aller entsprechenden 
Wohnungen in Berlin darstellt, da der Mikrozensus nicht alle Wohnungen erfasst.

29 � Es verfügen z. B. lauf Mikrozensus 2022 nur 11 % aller Haushalte über einen eben
erdigen Einstieg zur Dusche. 39 Deschermeier, Philipp, 2023, a.a.O.: 127.

30  Deschermeier, Philipp, 2023, a.a.O.: 127.
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Aufgrund der steigenden Zahl älterer Menschen in Berlin ist zukünftig mit einer Zunahme 
der Nachfrage im barrierefreien bzw. -armen Segment zu rechnen. Die Bevölkerungs-
prognose der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen für Berlin vom 
Dezember 2022 mit dem Basisjahr 2021 geht in der Altersgruppe der über 65-Jährigen 
für das Jahr 2025 von 749.000 Personen aus. Für 2030 werden bereits 795.000 und 
für 2040 804.000 Personen prognostiziert. Gegenüber dem Jahr 2021 bedeutet dies bis 
2040 einen Anstieg um 11 % bzw.81.000 Personen im Alter von 65 Jahren und älter31.

Unter Beibehaltung der heutigen durchschnittlichen Größe von 1,5 Personen von Haus-
halten mit Personen im Alter von 65 Jahren und älter und von 2,0 Personen bei jüngeren 
Haushalten32 ergibt dies gegenüber 2021 bis 2040 eine Zunahme von 54.000 Senioren-
haushalten und 53.500 Haushalten ohne Personen im Alter von 65 Jahren und älter.

Werden wieder die gleichen Bedarfsquoten für barrierefreiem bzw. -armem Wohnraum für 
Haushalte mit Mitgliedern mit Bewegungseinschränkungen angesetzt wie bei der Abschät-
zung des aktuellen Bedarfs (23 % der Haushalte ab 65 Jahre und 1 % der Haushalte unter 
65 Jahre), ergibt sich bis 2040 gegenüber 2021 eine zusätzliche Nachfrage von insgesamt 
rund 13.000 Haushalten mit Mitgliedern mit Bewegungseinschränkungen.33

31 �Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen: Bevölkerungsprognose für 
Berlin und die Bezirke 2021 – 2040, 2022

32  Mikrozensus Berlin 2022
33 � Abzüglich der Haushalte, die bereits jetzt barrierefrei in einer Wohnung in Berlin 

wohnen, aber bislang (noch) nicht zu den Haushalten mit mobilitätseingeschränkten 
Mitgliedern zählen.
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3.3 Jugendliche und junge 
Erwachsene in betreuten 
Einrichtungen
 
Junge Menschen, die einen Teil ihres Lebens in betreuten Einrichtungen der Jugendhilfe 
verbracht haben und sich im Übergang in ein eigenständiges Leben befinden, werden, 
verglichen mit gleichaltrigen jungen Menschen, deutlich früher auf ein eigenständiges 
Leben verwiesen und können häufig auf weniger Unterstützungsressourcen zurückgreifen.34 

Sie stehen daher insbesondere bei der Wohnungssuche vor Herausforderungen.

Dies galt besonders während der Corona-Pandemie, als die verhängten Maßnahmen des 
Infektionsschutzes, besonders die Kontaktbeschränkungen, die Bereitstellung und Umset-
zung von Dienstleistungen der Kinder- und Jugendhilfe erschwerten, einschränkten oder 
sogar verhinderten. Gleichzeitig gab es immer wieder Hinweise darauf, dass unter diesen 
erschwerten Bedingungen ein höherer Bedarf an Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe 
bestand, weil die Kontaktbeschränkungen infolge der Corona-Pandemie zu zusätzlichen 
Spannungen und Problemen bei Kindern, Jugendlichen und Familien führten.35

Das SGB VIII enthält die bundesgesetzlichen Regelungen in Deutschland, die die Kinder- 
und Jugendhilfe betreffen. Hilfe zur Erziehung in einer Einrichtung kann auf Grundlage 
der §§ 27 und 34 SGB VIII (Heimerziehung und betreute Wohnformen) bzw. § 35 SGB 
VIII (intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung) erbracht werden. Darüber hinaus sind 
stationäre Hilfen in Ausgestaltung eines Betreuten Wohnens in der Eingliederungshilfe gem. 
§ 35a SGB VIII für seelisch Behinderte bzw. von einer seelischen Behinderung bedrohte 
junge Menschen, im Rahmen der Jugendsozialarbeit nach § 13 Abs. 3 SGB VIII sowie in 
gemeinsamen Wohnformen für Mütter/Väter und Kinder gem. § 19 SGB VIII möglich.

Im Land Berlin werden gegenwärtig 8.024 betriebserlaubte Plätze in den verschiedenen 
Hilfearten der stationären Kinder- und Jugendhilfe vorgehalten.36 Betriebserlaubte Plätze 
im Land Berlin stehen nicht ausschließlich Berliner Kindern und Jugendlichen zur Ver
fügung. Die Plätze in stationären Einrichtungen werden auch durch Jugendämter anderer 
Bundesländer belegt.

34 � Schröer, Köngeter & Zeller (2012); Thomas (2015); Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend (2017, S. 68)

35 � Deutsches Jugendinstitut e.V.: Kinder- und Jugendhilfe in Zeiten der Corona-Pandemie 
– DJI-Jugendhilfeb@rometer bei Jugendämtern, 2020.

36 � Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familien, Daten der Einrichtungen- und 
Dienstedatenbank (EuD)
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Mit Stichtag 31.12.2022 lebten in Berlin rund 6.700 Kinder, Jugendliche und junge 
Erwachsene in solchen betreuten Hilfsangeboten der Jugendhilfe in Zuständigkeit der 
Berliner Jugendämter. Rund 4.100 junge Menschen stehen kurz- und mittelfristig vor der 
Verselbständigung. Davon waren 1.940 Personen zum Stichtag 31.12.2022 zwischen 15 
und 18 Jahre alt37 und werden perspektivisch preisgünstigen Wohnraum auf dem freien 
Wohnungsmarkt zur Verselbstständigung nachfragen. 2.166 Personen waren Ende 2022 
bereits älter als 18 Jahre38, diese Gruppe tritt aktuell im Zuge des Überganges zur Ver-
selbstständigung als Nachfrager nach preisgünstigem Wohnraum auf.

Der Großteil der Personen (5.211) verteilte sich auf stationäre Hilfe zur Erziehung gemäß 
§ 34 SGB VIII (Heimerziehung bzw. sonstige betreute Wohnform).39 Setzt man diese Hilfen 
für die Altersgruppe der 15 bis 18-Jährigen (1.603 Personen) in das Verhältnis zur altersent-
sprechenden Gesamtbevölkerung40, so resultiert daraus eine Fremdunterbringungsquote41 
in betreuten Maßnahmen gem. § 34 SGB VIII von 169 pro 10.000 Jugendliche im Alter 
zwischen 15 und 18 Jahre in Berlin. Bezogen auf alle zuvor genannten Betreuungseinrich-
tungen der Jugendhilfe beträgt die Fremdunterbringungsquote 204 pro 10.000 Jugend-
liche zwischen 15 und 18 Jahren in Berlin.

Infolge des Zuzuges von jungen Geflüchteten seit 2015 stieg der Bedarf an Wohnraum für 
betreute Einrichtungen der Jugendhilfe. Seit Herbst 2021 steigen die Zugangszahlen wieder 
massiv an. Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge (UMF) werden nicht in Erstaufnahme-
einrichtungen und Gemeinschaftsunterkünften in der Zuständigkeit des Landesamtes 
für Flüchtlingsangelegenheiten untergebracht, sondern durch die Senatsverwaltung für 
Bildung, Jugend und Familie als Landesjugendamt in Obhut genommen und in stationären 
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe untergebracht. Nach Abschluss des sogenann-
ten Clearingverfahrens geht die Zuständigkeit für die Jugendlichen auf die bezirklichen 
Jugendämter über In diesem Zuge erfolgt der Umzug in regelhafte stationäre Angebote 
der Hilfen zur Erziehung, z. B. betreutes Einzelwohnen. In Berlin waren am 24.07.2023 
3.247 unbegleitete minderjährige Flüchtlinge gemeldet, davon befanden sich 2.003 in 
der Obhut der Bezirksjugendämter und 1.244 in der Obhut des Landesjugendamtes.

37 � Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familien (2023, persönliche 
Kommunikation) basierend auf Fachverfahren SoPart

38 � Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familien (2023, persönliche 
Kommunikation) basierend auf Fachverfahren SoPart

39 � Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familien (2023, persönliche 
Kommunikation) basierend auf Fachverfahren SoPart

40 � 86.083 Personen gemäß Einwohnermelderegister zum 31.12.2022 (Amt für Statistik 
Berlin-Brandenburg)

41 � Inanspruchnahme von betreuten Maßnahmen pro 10.000 Einwohnerinnen und 
Einwohner der altersentspre- chenden Gesamtbevölkerung
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Gemäß Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie zeigen Träger der Jugendhilfe 
an, dass der Erhalt und der Ausbau von Betreuungsangeboten für junge Menschen auf-
grund fehlender preiswerter Wohnungen erschwert werde und Überlassung von Wohnraum 
an junge Menschen kaum mehr vorgenommen werden könne.42 Vor dem Hintergrund der 
wachsenden Stadt, des Anstiegs junger Menschen (mit und ohne Jugendhilfebedarf) und 
dem damit verbundenen angespannten Wohnungsmarkt bedarf es großer Anstrengungen, 
geeigneten Wohnraum für die betroffenen jungen Menschen, die in die Selbständigkeit 
entlassen werden, zu finden. Laut Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie kann 
gegebenenfalls auch der Umstand eintreten, dass eine Hilfe zur Erziehung nicht rechtzeitig 
beendet werden kann, weil kein geeigneter Wohnraum auf dem freien Wohnungsmarkt 
gefunden wird. Infolge kann der fehlende bzw. verspätete Wechsel in die Selbständigkeit 
bzw. in den Leistungsbezug einer anderen Behörde zu einer „Blockierung“ der dringend 
benötigten stationären Angebote des Jugendhilfesystems führen.

Vor dem Hintergrund des zu erwartenden Bevölkerungswachstums ist davon auszugehen, 
dass auch der Bedarf nach preiswertem Wohnraum für den Personenkreis der Hilfen zur 
Erziehung und zum Ausbau stationärer Angebote der Kinder- und Jugendhilfe in den kom-
menden Jahren ansteigt.43 Gemäß der mittleren Variante der Bevölkerungsprognose der 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen aus dem Januar 202244 wächst die 
Altersgruppe der unter 18-Jährigen bis 2030 im Vergleich zu 2021 (Einwohnermelderegis-
ter; Stand 31.12.2021) um rund 43.040 Personen bzw. rund 7 % an. Für die Altersgruppe der 
15- bis 18-Jährigen ist gemäß Bevölkerungsprognose im Vergleich zu 2021 (Einwohner-
melderegister; Stand 31.12.2021) sogar ein Anstieg um rund 17,5 % bzw. 15.818 Personen 
zu erwarten.

42 � Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familien (2023, persönliche 
Kommunikation)

43 � Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familien (2018, persönliche 
Kommunikation)

44 � Die Bevölkerungsprognose 2021 – 2040 ist auch geprägt von der erheblichen 
Unsicherheit hinsichtlich der Zuwanderung Schutzsuchender infolge des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine, der seit Februar 2022 erfolgt. Problematisch ist hier 
die fehlende Datenbasis – es liegen nur bedingt belastbare Informationen zu dieser 
besonderen Situation der Zuwanderung vor. Daher wurde bei den Wanderungs-
annahmen dieser Prognoserechnung zur Zuwanderung von ukrainischen Staats
angehörigen von Werten ausgegangen, die sich auf Berichte und Daten des UNHCR, 
der Senatsverwaltung für Inneres, Digitalisierung und Sport bzw. dem Landesamt 
für Einwanderung und die Planungen der Senatsverwaltung für Finanzen beziehen 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen, Bevölkerungsprognose für 
Berlin und die Bezirke 2021 – 2040, 2022
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3.4 Wohnungslose, 
geschütztes Marktsegment 
und Geflüchtete
 
Zu den Personengruppen, die wegen ihrer spezifischen Lebens- und Wohnsituation 
besonders Schwierigkeiten haben sich auf dem freien Wohnungsmarkt mit Wohnraum zu 
versorgen, gehören insbesondere Wohnungslose bzw. von Wohnungslosigkeit bedrohte 
Personen, die im sogenannten geschützten Marktsegment mit Wohnraum versorgt werden, 
sowie Geflüchtete.

3.4.1 Wohnungslose
 
Nach der Definition der Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe ist wohnungslos, 
wer nicht über einen mietvertraglich abgesicherten Wohnraum verfügt. Unter die Kategorie 
wohnungslos fallen demnach Personen, die in einer Einrichtung untergebracht sind (z. B. 
Unterkunft für Wohnungslose, Frauenhaus, Übergangsunterkunft für Asylbewerber) sowie 
obdachlose Personen, die tatsächlich „auf der Straße“ leben. Die Ermittlung einer validen 
Gesamtzahl der wohnungslosen Menschen in Berlin ist mit der aktuell verfügbaren Daten-
lage nur näherungsweise möglich. Statistisch erfasst werden Wohnungslose zunächst dann, 
wenn sie nach dem Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetz (ASOG) untergebracht 
sind oder wenn sie sich in Maßnahmen gemäß § 67 ff SGB XII befinden.45 

Bei der jährlichen Stichtagserhebung nach dem WoBerichtsG werden auch die wohnungs-
losen Menschen erfasst, die in Kältehilfe-Notübernachtungen, den ganzjährigen Notüber-
nachtungen und in den 24/7-Unterkünften untergebracht sind. Nicht erfasst wird die Anzahl 
der Menschen, die ganz ohne jede Unterkunft auf der Straße leben, sowie die Anzahl der 
verdeckt wohnungslosen Menschen, die (temporär) bei Familien, Freunden und Bekannten 
unterkommen. Hierzu sollen erstmals auf Ebene der Bundesländer im Frühjahr/Sommer 
2024 Daten durch die Begleitforschung zum WoBerichtsG vorliegen.

Mit Stichtag 31.01.2022 wurden die Daten erstmals nach dem WoBerichtsG erhoben. Bis 
dahin haben die Bezirke die Daten stichtagsbezogen an die Senatsverwaltung geliefert. 
Die Tatsache, dass die Zählung erstmals in diesem Format erfolgte, hatte zur Folge, dass 
wegen der geänderten Methodik keine direkte Fortschreibung älterer Daten möglich war.

45 � Die ordnungsrechtliche Aufgabe der Unterbringung in Notunterkünfte dient dem 
Schutz vor Selbstgefährdung des Lebens bzw. der Gesundheit der wohnungslosen 
Personen. In Berlin liegt die Zuständigkeit für Ordnungsaufgaben bei Wohnungs-
losigkeit bei den Bezirksämtern, soweit keine Zuständigkeit für Asylbewerberinnen und 
Asylbewerber beim Landesamt für Flüchtlingsangelegenheiten (LAF) besteht. §§ 67ff 
SGB XII regelt die Leistungen zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten, 
die auch Hilfen zur Erhaltung und Beschaffung einer Wohnung umfassen können
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Zum 31.01.2022 waren 25.975 wohnungslose Personen bzw. etwa 16.470 wohnungslose 
Haushalte in Berlin kommunal bzw. ordnungsrechtlich erfasst und bei folgenden Anbietern/ 
Trägern untergebracht46:
	§ 410 Personen bei überörtlichen Trägern,
	§ 960 Personen bei Gemeinden oder Gemeindeverbänden,
	§ 4.540 Personen bei freien Trägern,
	§ 19.060 Personen bei gewerblichen Anbietern sowie
	§ 1.000 bei sonstigen Stellen.47

Jeweils die Hälfte der wohnungslosen Personen lebte zum Stichtag entweder in einem 
Einpersonenhaushalt oder in einem Mehrpersonenhaushalt. Bei der Art der Unterbringung 
überwiegen bei den einzelausgewiesenen Angebotsformen kurzfristige Angebote (5.960), 
wobei mehr als die Hälfte aller Angebote unter sonstige Angebote (17.065) zusammen-
gefasst sind:
	§ 5.960 kurzfristige Angebote,
	§ 1.330 teilstationäre Angebote,
	§ 1.615 stationäre Angebote sowie
	§ 17.065 sonstige Angebote.

48

45 % der untergebrachten wohnungslosen Haushalte befanden sich zum Stichtag 31.01.2022 
weniger als sechs Monate in kommunalen bzw. ordnungsrechtlichen Unterbringungen. Bei 
15 % der Haushalte betrug die Unterbringungsdauer zwischen sechs Monaten und unter 
einem Jahr. 18 % der Haushalte befanden sich bereits mehr als ein Jahr und 22 % sogar 
länger als zwei Jahre in einer kommunalen bzw. ordnungsrechtlichen Unterbringung.

Zeitraum < 2 Wochen
2 bis  

< 4 Wochen
4 bis  

< 8 Wochen

8 Wochen
bis  

< 6 Monate

6 Monate
bis  

< 1 Jahre
1 bis  

< 2 Jahre
2 Jahre 

und länger Insgesamt
Personen 1.180 485 2.855 7.195 3.895 4.670 5.690 25.975
Anteil 5 % 2 % 11 % 28 % 15 % 18 % 22 % 100 %

 
Tabelle 19: Anzahl der untergebrachten Personen nach Dauer.
Quelle: Statistisches Bundesamt (Destatis) 2022

Zum 31.01.2022 hatten 18.775 wohnungslose Personen (72 %) eine ausländische und rund 
28 % die deutsche Staatsbürgerschaft.49

Die Hälfte (50  %) der untergebrachten wohnungslosen Haushalte waren Anfang 2022 
Alleinstehende, 16 % waren Alleinerziehende und weitere 29 % waren Paare mit einem 
oder mehreren Kindern. Zweipersonenhaushalte ohne Kinder und sonstige Mehrpersonen-
haushalte machten jeweils 2 % aus.50

46 � Statistisches Bundesamt (Destatis), eigene Berechnungen 2022
47 � Statistisches Bundesamt (Destatis) 2022, Abweichungen der Einzelwerte gegenüber 

dem Gesamtwert aufgrund von Rundungen.
48  Statistisches Bundesamt (Destatis) 2022
49  Statistisches Bundesamt (Destatis) 2022
50 � Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und Antidis-

kriminierung (2023, persönliche Kommunikation)
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Weiterhin erhielten zum Stichtag 31.01.2022 3.940 Personen Hilfe zur Überwindung 
besonderer sozialer Schwierigkeiten gem. § 67 ff. SGB XII.51 Bei den Leistungstypen nach 
§§ 67 ff. SGB XII handelt es sich aus Sicht des Landes Berlin nicht um Unterkünfte, sondern 
um Einrichtungen oder Dienste. Es ist davon auszugehen, dass es sich bei diesen Leistun-
gen in den meisten Fällen um Wohnraumerlangung und -erhalt handelt. Dabei müssen 
besondere soziale Schwierigkeiten im Sinne der sozialhilferechtlichen Anspruchsvoraus-
setzungen vorliegen.52

Leistungstyp Leistungsberechtigte, die Maß-
nahme beendet haben

Wohnungserhalt und Wohnungserlangung 626
BetreutesEinzelwohnen 2.575
Betreutes Gruppenwohnen 302
Übergangshaus 271
Kriseneinrichtung 166

Tabelle 20: Leistungsberechtigte Person, die Maßnahmen nach §§ 67 ff. SGB XII 2022 
beendet haben. 
Anmerkung: Die Angaben beruhen auf den Angaben der Leistungserbringer im Rahmen 
des jährlichen Qualitätsberichtswesens und beziehen sich auf die beendeten Maßnahmen 
im Gesamtjahresverlauf aller vom Leistungserbringer im Rahmen der Wohnungslosenhilfe 
als Leistung nach §§ 67 ff. SGB XII unterstützten Personen. Die Erhebung ist nicht direkt 
mit den sozialhilferechtlichen Zahlfällen zum 31.12.2017 aus OPEN/ProSoz vergleichbar. 
Quelle: Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und 
Antidiskriminierung (2023, persönliche Kommunikation)

Leistungsberechtigte von Hilfen nach §§ 67 ff. SGB XII gelten als wohnungslos, wenn sie 
über keinen eigenen mietvertraglich abgesicherten Wohnraum verfügen. Dies umfasst 
in der Regel Personen in Kriseneinrichtungen, in Übergangshäusern und in betreutem 
Gruppenwohnen (Untermietvertrag § 549 Abs. 2 Nr. 3 BGB). Personen in betreutem Einzel-
wohnen und Personen, die Leistungen zum Wohnungserhalt bzw. zur Wohnungserlangung 
erhalten, sind ebenfalls wohnungslos, wenn ein Untermietvertrag nach § 549 BGB oder 
kein eigener Mietvertrag vorliegt. Informationen über die Anzahl von Leistungsberechtigten 
mit bzw. ohne eigenen Mietvertrag liegen auf Grundlage der gegenwärtig zur Verfügung 
stehenden Datenquellen nicht vor. Eine valide Darstellung der Anzahl aller wohnungslosen 
Personen in Maßnahmen nach §§ 67 ff. SGB XII ist daher nicht möglich.53

Von der Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und 
Antidiskriminierung wurde in Abstimmung mit der Senatsverwaltung für Finanzen ein neues 
Prognosemodell für den künftigen Unterbringungsbedarf für wohnungslose Menschen mit 
und ohne Fluchthintergrund bis 2027 entwickelt.

51 � Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und Anti
diskriminierung (2023, persönliche Kommunikation)

52 � Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales (2018, persönliche 
Kommunikation)

53 � Drucksache 17/12 964; Senatsverwaltung für Arbeit, Integration und Soziales (2018, 
persönliche Kommunikation)
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Aufgrund des Angriffskrieges Russlands auf die Ukraine mussten weitere Annahmen hin-
terlegt werden. Die Inhalte der Bedarfsprognose wurden zum 12.10.2023 validiert und 
fortgeschrieben.54

Das Prognosemodell geht für das Jahr 2023 von folgenden Zugängen aus:
	§ jährlich rund 22.000 Erstanträge Asyl und 1.500 Folgeanträge Asyl,
	§ jährlich rund 2.300 Personen aus der Ukraine mit Unterbringungsbedarf),
	§ jährlich 400 Personen aus Landesaufnahmeprogrammen,
	§ �jährlich 400 Personen aus Sonderaufnahmen (hier konnten aufgrund des Ausreise-

stopps aus Afghanistan bis August 2023 die Planzahlen nicht erreicht werden) sowie
	§ �jährlich rund 8.000 Personen aus dem Familiennachzug. Dem gegenüber stehen fol-

gende Annahmen zu den Abgängen:
	§ �Statuswechsel55 von Personen nach Abschluss des Asylverfahrens von LAF zu Bezirk 

(inkl. Klagefällen), abhängig von Entscheidungsdauer des Verfahrens und Zugängen 
der Vormonate. Der tatsächliche Abgang ist nur möglich, wenn entsprechende Unter-
bringungsmöglichkeiten bei den Bezirken bzw. sozialer Wohnraum vorhanden sind,
	§ �jährlich rund 1.200 Personen aufgrund von Wohnungsbezug Asyl (inkl. Wohnen für 

Geflüchtete),
	§ jährlich rund 14.000 Personen aufgrund freiwilliger Ausreisen,
	§ jährlich rund 1.300 Personen aufgrund von Abschiebungen,
	§ �rund ein Prozent Schwund = unbekannte bzw. sonstige noch nicht messbare Abgänge, 

das entspricht rund 1.500 Personen.

Ausgehend von einem Bestand im August 2023 von rund 62.500 wohnungslosen Perso-
nen mit und ohne Fluchthintergrund in Berlin prognostiziert die Modellrechnung bis Ende 
2027 einen Anstieg des Unterbringungsbedarfs auf rund 119.000 Plätze.

Bei der Zuweisung von wohnungslosen Personen in Unterkünfte erfolgt keine Beschrän-
kung auf Einrichtungen oder Unterkünfte in den jeweiligen Bezirken. Wohnungslose 
Personen werden in Einrichtungen mit freien Kapazitäten im gesamten Stadtgebiet verteilt. 
In den Richtlinien der Regierungspolitik 2016-2021 ist festgeschrieben, die Angebote der 
Wohnungslosenhilfe in Abstimmung mit

54 � Die Annahmen zu den Zugängen/Abgängen basieren in der Regel auf zugehörigen 
IST-Zahlen des Vorjahres, Verträgen (Landesaufnahmeprogramm), vorgegebenen 
Aufnahmequoten (Sonderaufnahmen) oder bisher igen Erfahrungswerten (Unter
bringungsbedarf Ukraine).

55 � In der Regel wird eine Entscheidungsdauer von acht Monaten bei den Asylverfahren 
vorausgesetzt. Die Bleibeperspektiven von Asylbegehrenden werden mittels Profilver-
teilung auf Basis der Entscheidungsqu oten des Bundesamtes für Migration und Flücht-
linge in das Rechenmodell mitaufgenommen. Die Widerrufsquote liegt nach Angaben 
des BAMF bei rund 10 Prozent (Statistik des BAMF„Aktuelle Zahlen“). Hier wird von 
einer Entscheidungsdauer von 22 Monaten ausgegangen. https://www.bundestag.de/
presse/hib/kurzmeldungen-939960
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den Bezirken gesamtstädtisch zu steuern. Dazu wird derzeit eine zentrale gesamtstädti-
sche Kapazitäten- und Belegungssteuerung (GStU) eingeführt. Ziel ist es, das Projekt bis 
Ende 2023 abzuschließen und die Überführung in die Linienstruktur der Verwaltung zu 
beginnen, so dass GStU mit Beginn 2024 in der Linie umgesetzt werden kann.56

In einem ersten Schritt hat die Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales in 
Abstimmung mit der Senatsverwaltung für Finanzen ein Rechenmodell zur Prognose der 
künftigen Unterbringungsbedarfe für wohnungslose Menschen mit und ohne Fluchthinter-
grund entwickelt.

Gemäß diesem Prognosemodell befanden sich aktuell (Stand März 2023) rund 62.500 Per-
sonen mit und ohne Fluchthintergrund in kommunal- bzw. ordnungsrechtlichen Unterbrin-
gungen sowie in Unterbringungen des Landesamtes für Flüchtlingsangelegenheiten Berlin 
oder anderen zum Teil prekären Unterbringungsformen, obwohl eine Versorgung mit eige-
nem Wohnraum vorrangig erfolgen sollte. Bei einer angenommenen durchschnittlichen 
Haushaltsgröße von 1,8 Personen pro Haushalt, lässt sich ein aktueller Nachfrageüberhang 
von rund 34.720 derzeit wohnungslosen Haushalten (mit und ohne Fluchthintergrund) nach 
preiswerten Wohnungen ableiten. In dieser Zahl enthalten sind wohnungslose Geflüchtete 
(vgl. Teilkapitel 3.4.2 Geflüchtete), nicht enthalten sind hingegen wohnungslose Haushalte 
in Maßnahmen gem. § 67 ff SGB XII, da hierzu keine validen Daten zur Verfügung stehen.

Auf Basis des Prognosemodells der Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales 
ist zu erwarten, dass in den nächsten Jahren jährlich rund 16.660 zusätzliche wohnungs-
lose Haushalte (mit und ohne Fluchthintergrund) als Nachfrager nach preiswerten Woh-
nungen auftreten werden.

Wie am Anfang dieses Kapitels beschrieben, umfassen die hier dargestellten Zahlen zu 
den Wohnungslosen nur jene Personen, die den Bezirken bekannt sind, da sie kommu-
nal bzw. ordnungsrechtlich untergebracht werden oder Leistungen gemäß § 67 ff SGB 
XII beziehen. Eine große Anzahl an Wohnungslosen, nämlich die Gruppe der Obdach-
losen, also Personen, die auf der Straße leben, wird hingegen statistisch nicht erfasst. 
Eine Zählung von obdachlosen Menschen im Rahmen der Nacht der Solidarität vom 29. 
auf den 30. Januar 2020 liefert jedoch eine Annäherung. Demnach wurden in der Nacht 
1.976 Menschen auf der Straße, in Unterkünften der Kältehilfe sowie an weiteren Orten und 
Einrichtungen im Stadtgebiet erfasst57.58 Weiterhin ist zu beachten, dass Menschen, die bei 
Familienangehörigen, Freunden oder Bekannten eine vorübergehende

	§

56 � Abgeordnetenhaus von Berlin. Drucksache Nr. 19/0400 (B.92) – Zwischenbericht – zur 
Unterbringung obdachloser und geflüchteter Menschen (GStU), 28.08.2023

57  Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales 2020
58 � Im Frühjahr/Sommer 2024 sollen durch die WoBerichtsG-Begleitforschung des 

Bundes erstmals belastbare Daten zu Straßenobdachlosen und verdeckt wohnungs-
losen Menschen in Berlin. 
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Bleibe gefunden haben oder die in prekären Mitwohnverhältnissen leben, ebenfalls akut 
von Wohnungslosigkeit bedroht sind, allerdings statistisch nicht erfasst werden.

Erste Hinweise dazu könnten Indikatoren zur Erfassung von unzureichenden Wohnver
hältnissen, wie. z. B. Überbelegung, liefern. Im Rahmen der EU-SILC- Haushaltsbefragung 
wird eine Überbelegungsquote erfasst, die als der Prozentsatz der Bevölkerung definiert 
ist, die in einem überfüllten Haushalt lebt. Die Ergebnisse der EU-SILC-Befragung stehen 
allerdings nur für Deutschland insgesamt zur Verfügung. Demnach lag die Quote in 
Deutschland im Jahr 2022 bei 11,8 %, 2020 lag sie noch bei 9,0 %.59 Besonders betroffen 
sind Haushalte in Städten sowie Alleinerziehende und deren Kinder.60 Für Berlin liegen 
hierzu in der amtlichen Statistik keine Daten vor.

Wohnungsnotfälle umfassen laut BAG Wohnungslosenhilfe nicht nur Personen, die aktuell 
von Wohnungslosigkeit betroffen sind, sondern auch Personen, die unmittelbar von Woh-
nungslosigkeit bedroht sind z. B. durch Räumungsklagen oder Zwangsräumung.61

Bei einer Zwangsräumung müssen Mieterinnen und Mieter infolge einer (erfolgreichen) 
Räumungsklage aus der Wohnung ausziehen: Wenn der Klage vor Gericht stattgege-
ben wird, ergehen ein Räumungsurteil und der Räumungstitel. Mit diesem Räumungstitel 
können Vermieterinnen und Vermieter eine Zwangsräumung von der Gerichtsvollzieherin 
bzw. vom Gerichtsvollzieher beauftragen. Die Amtsgerichte unterliegen bei Erlass von 
Räumungstiteln keiner verpflichtenden Mitteilungspflicht gegenüber den Bezirksämtern.

Die Anzahl der zugestellten Räumungsklagen für Wohnräume wird bei den Berliner 
Amtsgerichten nicht in statistisch auswertbarer Form erfasst. Den Sozialen Wohnhilfen 
der Bezirke werden nur Räumungsklagen wegen Zahlungsverzuges der Mieterinnen und 
Mieter als gerichtliche Mitteilungen in Zivilsachen (MiZi) übermittelt. Die MiZi werden 
bei den Amtsgerichten in richterlicher Unabhängigkeit dezentral von den Richterinnen 
und Richtern verfügt und dort nicht in statistisch auswertbarer Form erfasst. Nicht alle 
Räumungsklagen enden mit einer Zwangsvollstreckung. Zum Teil verlassen Mieterinnen 
und Mieter auch im Laufe des Zwangsräumungsprozesses – also noch vor der eigentlichen 
Zwangsräumung – die Wohnung.62

Eine Möglichkeit eine Räumung bzw. einen Wohnraumverlust zu vermeiden, bietet u. a. 
auch die der Mietschuldübernahme, die i.Ü. auch nach erfolgter Räumung erfolgen kann, 
wenn der Mieter wieder in den Mietvertrag eintreten kann.

59  Eurostat 2023
60  Statistisches Bundesamt (Destatis) 2022
61  BAG W o.J., S. 1f
62  Berner et al. 2015, S. 7ff
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2020 wurden in Berlin insgesamt 2.451 Räumungsklagen wegen Mietrückständen und 
3.362 Terminfestsetzungen zur Zwangsvollstreckung gemeldet. Hierbei ist zu berücksichti-
gen, dass es in 2020/2021 wegen der SARS-CoV 2 Pandemie Besonderheiten bezüglich 
des Räumungsschutzes gab, die bei der Dateninterpretation zu berücksichtigen sind. Im 
Jahr 2022 lagen laut Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz63 3.732 Aufträge 
zur Räumung vor – tatsächlich durchgeführt wurden 2.166 Räumungen – 89 % betrafen 
Wohnräume und 11 % sonstige Räume.64

Seit 2022 ist wieder ein Ansteigen der Räumungsklagen insgesamt (bei den Landeseige-
nen Wohnungsunternehmen bereits seit 2021) zu beobachten. Ob dies eine nachholende 
Welle aufgrund des Auslaufens der pandemiebedingten Mieterschutzregelungen ist oder 
auf eine Trendumkehr hinweist, ist noch nicht absehbar65.

Eine Aufschlüsselung der Räumungsklagen nach den Berliner Bezirken bis 202066 zeigt 
eine ungleiche räumliche Verteilung. Bezogen auf die Haushalte in Berlin (ohne Fried-
richshain-Kreuzberg) wurde 2020 eine Räumungsmitteilung je 1.000 Haushalte gemeldet. 
Mit anderen Worten, 2020 war etwa ein (1,2) Haushalt von 1.000 Haushalten in Berlin 
unmittelbar von Wohnungslosigkeit aufgrund von Räumungen bedroht. Damit hat sich der 
Wert von 2017 fast halbiert. Während 2020 in Marzahn-Hellersdorf 348 Räumungsmittei-
lungen eingereicht wurden, waren es in Reinickendorf 7567. Zur besseren Vergleichbarkeit 
müssen diese Zahlen ins Verhältnis mit der Anzahl der Haushalte in den Bezirken gesetzt 
werden (vgl. Tabelle 21). Bezogen auf die Haushalte wurden in Marzahn-Hellersdorf fast 
zweieinhalb (2,3) Räumungsmitteilungen auf 1.000 Haushalte die meisten Fälle gemel-
det, damit waren rund zwei von 1.000 Haushalten in Marzahn-Hellersdorf potenziell von 
Wohnungslosigkeit aufgrund von Räumungen bedroht. Marzahn-Hellersdorf zählt zwar zu 
den preiswerten Wohnlagen innerhalb Berlins, allerdings weist der Bezirk, zusammen mit 
Tempelhof-Schöneberg, gemäß den Ergebnissen des Mikrozensus 2022 das niedrigste 
mittlere monatliche Haushaltsnettoeinkommen (Median¹) aller Berliner Bezirke auf.75 In 
Pankow und Reinickendorf wurden 2020 hingegen jeweils nur 0,5 Räumungsmitteilungen 
je 1.000 Haushalte gemeldet.

63 � Die durchgeführten Räumungen werden erst seit dem Jahr 2020 in statistisch auswert-
barer Form erfasst.

64  Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz, 2023 (persönliche Kommunikation)
65 � Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und Anti

diskriminierung , 2023 (persönliche Kommunikation)
66  Für 2021 liegen noch keine vollständigen Daten vor.
67  Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, Mikrozensus 2022, Erstergebnisse, 2023.
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2017 2018 2019 2020 1. Halbjahr 
2021

Mitte 510 426 458 173 82

Friedrichshain- 
Kreuzberg 374 422 k.A. k.A. 105

Pankow 330 290 214 143 50

Charlottenburg- 
Wilmersdorf 442 452 330 181 58

Spandau 571 602 465 312 144

Steglitz-Zehlendorf 345 316 94 182 k.A.

Tempelhof- 
Schöneberg 586 496 311 212 105

Neukölln 337 454 409 303 127

Treptow-Köpenick 392 302 149 188 k.A.

Marzahn-Hellersdorf 510 88 585 348 228

Lichtenberg 385 365 430 334 143

Reinickendorf 326 223 156 75 77

Berlin gesamt 5.108 4.436 3.601 2.451 1.119

Tabelle 21: Anzahl der von den Berliner Amtsgerichten an die Sozialen Wohnhilfen über-
mittelten Räumungsklagen wegen Zahlungsverzuges der Mieterinnen und Mieter (MiZi) 
in den Jahren seit 2017. 
Quelle: Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz 2022.

Wenn Mieterinnen und Mieter aufgrund von Mietrückständen aus ihrer Wohnung ausziehen 
müssen, können sie einen Antrag auf Mietschulden- und Energieübernahmen bei der 
Sozialen Wohnhilfe des Bezirksamtes oder beim Jobcenter stellen. Im Jahr 2022 wurden 
bei den Berliner Jobcentern 4.153 Anträge auf Miet- und/oder Energieschuldenüber-
nahme gestellt, davon wurden 2.347 bzw. 57 % bewilligt.68 Zwischen 2018 und 2020 nahm 
die Zahl der Anträge deutlich ab, seit 2021 ist ein leichter Anstieg zu verzeichnen (vgl.
Tabelle 21).

2018 2019 2020 2021 2022

Anträge 6.121 4.794 3.949 4.118 4.153

Bewilligungen 2.939 2.702 2.059 2.129 2.347

Bewilligungsquote in % 48 56 52 52 57

Tabelle 22: Anzahl der Anträge auf Mietschuldenübernahme und Anzahl der Übernahme-
fälle in Berlin 2018-2022. 
Quelle: Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und 
Antidiskriminierung (2023, persönliche Kommunikation)

68 � Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und Anti
diskriminierung (2023, persönliche Kommunikation)
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3.4.2 Geschütztes 
Marktsegment
 
Als ein wohnungspolitisches Instrument, um wohnungslosen oder von Wohnungslosigkeit 
bedrohten Menschen den Zugang zum Wohnungsmarkt zu erleichtern, gilt das sogenannte 
„Geschützte Marktsegment“ (GM). Auf der Basis eines Kooperationsvertrages zwischen 
Wohnungsgesellschaften, den Bezirksämtern und dem Landesamt für Gesundheit und 
Soziales soll eine bestimmte Anzahl an Wohnungen für Wohnungslose bzw. für von Woh-
nungslosigkeit bedrohte Personen vorgehalten werden.

Bei der Zielgruppe wird zwischen sogenannten A- und B-Berechtigten differenziert. 
A-Berechtigte sind gemäß Vertrag über das „Geschützte Marktsegment“ Personen, die 
akut von Wohnungslosigkeit bedroht sind (z. B. von Räumung Bedrohte, Haftentlassene, 
Bewohnerinnen von Frauenhäusern) und bei denen es Obdachlosigkeit zu vermeiden gilt. 
B-Berechtigte sind Personen, die bereits wohnungslos sind und nach den Vorschriften des 
Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes (ASOG) in Einrichtungen untergebracht 
sind, beziehungsweise einen Unterbringungsanspruch haben.

Seit dem Jahr 2017 ist die Anzahl der vermittlungsberechtigten Haushalte deutlich zurück-
gegangen. Waren es im Januar 2017 noch 2.060 Haushalte, waren es im Dezember 
2022 nur noch 850. Dies entspricht einem Rückgang von fast 59 %. Differenziert nach 
Haushaltsgröße waren im Dezember 2022 etwa 58 % der Vermittlungsberechtigten Ein
personenhaushalte und 42 % Mehrpersonenhaushalte (vgl. Tabelle 22 und Tabelle 23).69

Die Tatsache bedeutet allerdings nicht, dass es weniger nachfragende Haushalte gibt, 
vielmehr entscheiden die bezirklichen Sozialen Wohnhilfen über die Aufnahme in das 
Geschützte Marktsegment. Für die Aufnahme in das GMS gibt es keinen Rechtsanspruch, 
vielmehr ist es die einzige freiwillige Leistung, die die Sozialen Wohnhilfen prüfen. Gerade 
der erheblich gestiegene Bedarf nach ordnungsrechtlicher Unterbringung macht deut-
liche Priorisierungen in der Aufgabenwahrnehmung erforderlich, die am ehesten bei der 
Erfüllung freiwilliger Aufgaben möglich sind.

69  Landesamt für Gesundheit und Soziales (2023, persönliche Kommunikation)
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Die vermittlungsberechtigten Haushalte auf Gesamtberliner Ebene verteilten sich im 
Dezember 2022 ungefähr jeweils zur Hälfte nach A- und B-Berechtigten (vgl.Tabelle 22). 
In den einzelnen Bezirken gab es hinsichtlich der beiden Berechtigungsgruppen allerdings 
wesentliche Unterschiede. In Pankow, Lichtenberg, Mitte, Reinickendorf und Tempelhof-
Schöneberg machten die A- Berechtigten, also Haushalte, die akut von Wohnungslosigkeit 
bedroht waren, jeweils mehr als 60 % aller vermittlungsberechtigten Haushalte aus. Eine 
andere Situation findet man in Marzahn-Hellersdorf, Charlottenburg-Wilmersdorf, Neu-
kölln, Friedrichshain-Kreuzberg und Treptow-Köpenick vor, wo jeweils mehr als die Hälfte 
der vermittlungsberechtigten Haushalte in die Kategorie der B-Berechtigten fielen und 
bereits wohnungslos waren.

gesamt
davon A-Berechtigte davon B-Berechtigte
absolut in Prozent absolut in Prozent

Charlottenburg-
Wilmersdorf 66 24 36 % 42 64 %
Friedrichshain-
Kreuzberg 110 46 42 % 64 58 %
Lichtenberg 19 13 68 % 6 32 %
Marzahn-Hellersdorf 85 17 20 % 68 80 %
Mitte 53 35 66 % 18 34 %
Neukölln* 85 35 41 % 50 59 %
Pankow 33 24 73 % 9 27 %
Reinickendorf 31 20 65 % 11 35 %
Spandau* 48 28 58 % 20 42 %
Steglitz-Zehlendorf 37 20 54 % 17 46 %
Tempelhof-Schöneberg 80 51 64 % 29 36 %
Treptow-Köpenick 79 37 47 % 42 53 %
Hestia e.V. 
(Frauenhäuser) 124 112 90 % 12 10 %

Berlin gesamt 850 462 54 % 388 46 %

Tabelle 23: Registrierte Vermittlungsberechtigte Haushalte nach A- und B-Berechtigen 
und nach Bezirke Dezember 2022 (*November 2022) (inkl. Hestia e.V.).
Quelle: Landesamt für Gesundheit und Soziales 2023

Im Jahr 2022 betrug das bereit zu stellende Kontingent an Wohnungen (Jahressollquote) 
1.372 Wohnungen, davon 1.123 (82 %) durch städtische sowie 249 (18 %) durch private 
Wohnungsunternehmen.70 Differenziert nach Wohnungsgröße sollte das Kontingent der 
Einzimmerwohnungen 958 (70 %) und das der Mehrzimmerwohnungen 414 (30 %) umfas-
sen.71 An anrechenbaren Wohnungsangeboten (Ist-Stand)72 gab es 2022 insgesamt 1.167, 
davon 1.095 (94 %) bei städtischen sowie 72 (6 %) bei privaten Wohnungsunternehmen. 
733 (63 %)

70  Landesamt für Gesundheit und Soziales (2023, persönliche Kommunikation)
71  Landesamt für Gesundheit und Soziales (2023, persönliche Kommunikation)
72 � Da Wohnungen zum Teil aus Gründen nicht vermietet werden können, die nicht von 

der Wohnungswirtschaft zu verantworten sind, ergibt sich eine Diskrepanz zwischen 
dem anrechenbaren Kontingent und der Anzahl der vermittelten Wohnungen .
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entfielen auf Einzimmerwohnungen und 434 (37 %) auf Mehrzimmerwohnungen. Bei Ein-
zimmerwohnungen ergibt sich damit ein Rückstand von 225 Wohnungen, bei Mehrzimmer-
wohnungen dagegen eine Übererfüllung in Höhe von 20 Wohnungen. Die Auswertungen 
des Landesamtes für Gesundheit und Soziales Berlin seit 2001 zeigen, dass die Zahlen der 
vermittelten Wohnungen ausnahmslos hinter den vereinbarten Zielsetzungen zurückblei-
ben. Seit 2012 konnte eine Stabilisierung des Niveaus mit einer Erfüllungsquote (Anteil der 
vermittelten Wohnungen an vereinbartem Kontingent) von über 80 % verzeichnet werden. 
2016 konnte mit 1.304 vermittelten Wohnungen und einer Erfüllungsquote von 95 % der 
bisherige Höchststand erreicht werden. 2022 lag der Vermittlungsstand im „Geschützten 
Marktsegment“ bei 1.136 vermittelten Wohnungsabschlüssen. Das entspricht 85  % des 
vereinbarten Wohnungskontingents der Wohnungsunternehmen (1.377).73

3.4.3 Geflüchtete
 
Im Jahr 2023 wurden 15.913 Asylsuchende mit Erstantrag gemäß EASY-Zugangsstatistik 
des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge Berlin zugewiesen. Im Durchschnitt ergibt 
das für den Betrachtungszeitraum 1.326 Asylsuchende pro Monat. Im gesamten Jahr 2022 
wurden über das beschriebene Verfahren 12.474 Personen (1.040 pro Monat) zugewiesen, 
2021 insgesamt 7.762 Personen (647 pro Monat). Die monatlichen Zugänge liegen aktuell 
über denen des Vorjahres.74

Seit dem Jahr 2022 erfolgt eine statistische Auswertung zu den Folgeantragsstellern aus 
der Fachanwendung Asyl/RuW. Für das Jahr 2023 gab es demnach 1.462 Folgeanträge 
mit Berlinverbleib. Im Jahr 2022 waren es noch 2.766 und damit deutlich mehr.

2023 wurden ausweislich der Statistik des Verteilungsverfahrens FREE zusätzlich 15.111 
geflüchtete Menschen aus der Ukraine dem Land Berlin zugewiesen. Im gesamten Jahr 
2022 waren des laut derselben Statistik 68.155 Personen. Die Zahl der durchschnittlich 
monatlich Berlin zugewiesenen Personen ist demnach von 5.680 im Jahr 2022 auf 1.259 
im Jahr 2023 gesunken.

Viele dieser Menschen sind zunächst bei Verwandten, Bekannten oder anderen aufnahme-
willigen Privatpersonen untergekommen. Allerdings sind diese Wohnverhältnisse oftmals 
nicht auf Dauer angelegt, so dass immer wieder Menschen aus dieser vorübergehenden 
Lösung in Gemeinschafts- oder Notunterkünfte zu vermitteln sind, da sozialhilferechtlich 
angemessene Wohnungen kaum verfügbar sind.

73 � Landesamt für Gesundheit und Soziales (2023, online unter https://www.berlin.
de/lageso/_assets/soziales/publikationen/gms_vermittlungstand_letzen-5-jahre.
pdf?ts=1687871667)

74 � Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und Anti
diskriminierung (2023, persönliche Kommunikation)
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Zum Stichtag 31.07.2023 bezogen 34.559 Personen in Berlin Regelleistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG). Davon waren 22.325 Personen (65  %) in der 
Zuständigkeit des LAF. Die übrigen 12.234 Personen, rund 35  %, befanden sich in der 
Zuständigkeit der bezirklichen Sozialämter. Im Vergleich zum Stichtag 31.05.2018 stieg 
die absolute Zahl in Zuständigkeit des LAF um 1.982 Personen (+ 10 %), die Anzahl der 
Personen in Zuständigkeit der Bezirke um 7.422 (+154 %). Der erhebliche Anstieg der Leis-
tungsempfangenden in der Zuständigkeit der Sozialämter ist darauf zurückzuführen, dass 
die aus der Ukraine aufgenommenen Geflüchteten leistungsberechtigt nach dem AsylbLG 
sind, bis sie einen Aufenthaltstitel erhalten.

Zum Kreis der leistungsberechtigten Personen gehören gemäß § 1 Abs. 1 AsylbLG materiell 
hilfebedürftige Asylsuchende, geduldete sowie vollziehbar zur Ausreise verpflichtete Aus-
länder, auch wenn kein legaler Aufenthaltsstatus mehr vorliegt sowie Inhaberinnen und 
Inhaber bestimmter humanitärer Aufenthaltserlaubnisse. Knapp 60 % der Regelleistungs-
empfänger in Berlin zum Erhebungszeitpunkt 31.12.2021 waren männlich. Frauen machten 
mit rund 40 % einen deutlich geringeren Anteil aus. Die 25.155 Personen im Rechtskreis 
des Asylbewerberleistungsgesetzes verteilten sich auf insgesamt 15.066 Bedarfsgemein-
schaften. Davon waren die Mehrheit Einpersonen-Bedarfsgemeinschaften (9.368) sowie 
Zweipersonen-Bedarfsgemeinschaften (2.058). Dazu zählen Ehepaare ohne Kinder sowie 
nichteheliche Lebensgemeinschaften ohne Kinder. Daraus lässt sich ableiten, dass die 
übrigen 2.565 Bedarfsgemeinschaften aus mindestens drei Personen bestanden.75

3.5 Frauen und ihre Kinder, 
die von Gewalt betroffen sind
 
Gemäß der Polizeilichen Kriminalstatistik Berlin (PKS Berlin) wurden 2022 insgesamt 
17.263 Opfer innerfamiliärer bzw. partnerschaftlicher Gewalt bei der Polizei amtlich regis-
triert, dies sind 1.633 Opfer mehr als im Vorjahr (Zuwachs von 10,4 %). 12.433 bzw. 72 % 
der 2022 registrierten Opfer waren weiblich.

Die Zunahme betrifft sowohl Gewalt innerhalb von bestehenden oder ehemaligen Part-
nerschaften als auch Gewalt gegen Personen in einem familiären bzw. Angehörigenver-
hältnis (ohne partnerschaftliches Verhältnis). Im Kontext mit partnerschaftlicher Gewalt 
wurden 11.732 Opfer registriert, 1.039 Opfer mehr als im Vorjahr (Zuwachs von 9,7 %). Zu 
innerfamiliärer Gewalt wurden 5.531 Opfer registriert, was einem Anstieg um 594 Opfer 
bzw. 12,0 % entspricht. Innerfamiliäre Gewalt steht somit überwiegend im Zusammenhang 
mit bestehenden oder ehemaligen Partnerschaften.

75  Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 2022
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Insgesamt suchten 2022 insgesamt 836 Frauen und 891 Kinder Zuflucht in Frauenhäusern 
und Zufluchtswohnungen. Die durchschnittliche Auslastungsquote der Frauenhäuser lag 
2022 in Berlin bei 83,2 %, die Auslastung der Zufluchtswohnung bei 69,2 %, wobei idR 
die Schutzplätze für Frauen nahezu zu 100 % ausgelastet sind, die für Kinder und Jugend-
liche je nach Anzahl der mitbetroffenen Kinder und Jugendlichen. „Um seine Funktion als 
Zufluchtsstätte erfüllen zu können, sollte ein Frauenhaus keine höhere Belegungs- oder 
Auslastungsquote als 70 % im Jahresdurchschnitt haben“ heißt es in einer Stellungnahme 
der Zentralen Informationsstelle autonomer Frauenhäuser76.

In den letzten Jahren ist die Zahl der Schutzplätze für gewaltbetroffene Frauen in Berlin 
kontinuierlich ausgebaut worden. Mit Inbetriebnahme des achten Frauenhauses mit 
40 Schutzplätzen (21 für Frauen, 19 für Kinder/Jugendliche) und der Clearingstelle mit 15 
Schutzplätzen (7 für Frauen, 8 für Kinder/Jugendliche) in diesem Jahr stehen in Berlin in 
2023 (Stand September 2023) insgesamt 477 Schutzplätze (rund 199 für Frauen und ca. 
278 für Kinder/Jugendliche) für von akuter Gewalt betroffene Frauen und ihre Kinder in acht 
Frauenhäusern sowie der Clearingstelle zur Verfügung. Dazu kommen 30 weitere Schutz-
plätze in Frauen-Schutz-Wohnungen (14 für Frauen, 16 für Kinder/Jugendliche), die im Mai 
2023 verstetigt werden konnten. Diese Schutzplätze sind niedrigschwellig zugänglich und 
verfügen über ein umfangreiches und jeweils spezifisches Sicherheits- und Unterstützungs-
system für von Gewalt betroffene Frauen und ihre mitbetroffenen Kinder. Außerdem stehen 
gewaltbetroffenen Frauen und ihren Kindern in Berlin insgesamt rund 170 Schutzplätze in 
Zufluchtswohnungen und rund 160 Plätze in Zweite-Stufe-Wohnungen zur Verfügung.

Zweite-Stufe-Wohnungen werden seit 2017 vorgehalten, um die in den vorangegangenen 
Jahren stetig steigende Verweildauer in den Frauenhäusern zu verringern und dadurch 
Akutplätze für betroffene Frauen in den Frauenhäusern frei zu bekommen. In den Zweite-
Stufe-Wohnungen können von Gewalt betroffene Frauen, die nicht mehr akut gefährdet 
sind, weiterhin von sozialarbeiterischer Unterstützung profitieren und übergangsweise 
wohnen, bis sie ein eigenständiges Mietverhältnis eingehen bzw. ein selbstständiges, 
gewaltfreies Leben führen können.

Grundsätzlich wird eine Aufenthaltsdauer in den Frauenhäusern von bis zu drei Monaten 
angestrebt. Der Anteil der Frauen, die deutlich länger im Frauenhaus verblieben, war seit 
2010 kontinuierlich angestiegen. Im Jahr 2017 wurde mit Inbetriebnahme der Zweite-
Stufe-Wohnungen erstmals eine Absenkung auf rund 24 % erreicht (2016 lag der Anteil 
bei 33 %). Im Jahr 2022 wiederum ist der Anteil der Frauen, die mehr als drei Monate 
im Frauenhaus bleiben, auf fast 38 % gestiegen. Eine wesentliche Ursache hierfür ist die 
zunehmend angespannte Situation auf dem Berliner Wohnungsmarkt und der Mangel an 
bezahlbarem

76 � Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung zu dem „Bericht zur Situation der Frauen-
häuser, der Fachberatungsstellen und anderer Unterstützungsangebote für gewalt-
betroffene Frauen und deren Kinder“ am 10.Dezember 2012
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Wohnraum. Ein wichtiges Kooperationsprojekt ist in diesem Zusammenhang die Woh-
nungsvermittlung für Frauen* aus Gewaltsituationen des Trägers asap e.V. (vormals durch 
Hestia e.V. betrieben). Die Wohnungsvermittlung verzeichnet seit 2019 einen kontinuier-
lichen Anstieg an Anträgen und wurde im Jahr 2023 personell verstärkt, um dem gestie-
genen Bedarf gerecht werden zu können. Während in 2019 (Stichtag 30.04.) insgesamt 
244 Anträge bearbeitet wurden, steigerte sich dies in 2022 auf 317 und in 2023 auf 342 
Anträge (Stichtag 30.04.). Von den 342 Frauen, die 2023 eigene Mietverträge abschließen 
konnten, wurden über 88 % in Wohnraum des Geschützten Marktsegments vermittelt. Der 
Bedarf an geeignetem Wohnraum für ein gewaltfreies Leben in den eigenen vier Wänden 
steigt weiterhin stetig. Gleichzeitig reduzierte sich die Anzahl der angebotenen Wohnun-
gen im Geschützten Marktsegment laut Angaben von asap e.V. von 1.272 Angeboten in 
2019 auf 1.137 Angebote in 2021.

Da schutzsuchende Frauen grundsätzlich einen Anspruch auf Anonymität haben, können 
keine validen Zahlen zum tatsächlichen Bedarf an Schutzplätzen ermittelt werden. Die 
hohen Auslastungsquoten der Berliner Schutzplätze weisen darauf hin, dass weitere 
Kapazitäten für die Unterbringung für von Gewalt betroffenen Frauen notwendig sind. Der 
Berliner Senat geht vor dem Hintergrund des kontinuierlichen Bevölkerungswachstums, 
der steigenden Belegungszahlen sowie der Engpässe bei der Vermittlung von betroffe-
nen Frauen von einem gestiegenen Bedarf an Schutzplätzen aus. Die Empfehlung des 
Übereinkommens des  EURoparats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen und häuslicher Gewalt, der sogenannten Istanbul Konvention, hinsichtlich der 
Vorhaltung von Schutzplätzen für Frauen und mitbetroffene Kinder geht davon aus, dass 
je 10.000 Einwohnerinnen und Einwohner ein Familienplatz zur Verfügung gestellt werden 
soll. Ein Familienplatz entspricht 2,5 Plätzen (1 Frau plus 1,5 Kinder).

Berlin benötigt somit mit Stand 2023 gemäß den Empfehlungen des erläuternden 
Berichts der Istanbul Konvention bei einer Bevölkerungszahl von ca. 3,8777 Millionen rund 
967 Schutzplätze für von Gewalt betroffene Frauen und Kinder.

Der Ausbau von Schutzplätzen ist daher eine wichtige Maßnahme des Landesaktionsplans 
zur Umsetzung der Istanbul Konvention in Berlin, der unter der Federführung der für Frauen 
und Gleichstellung zuständigen Senatsverwaltung in einem ressortübergreifenden Pro-
zess unter Einbeziehung der Zivilgesellschaft erarbeitet und am 10.10.2023 vom Berliner 
Senat beschlossen wurde. Neben der Erhöhung der Zahl der Schutzplätze ist gemäß der 
Istanbul Konvention auch der qualitative Ausbau voranzutreiben, insbesondere im Hinblick 
auf einen barrierefreien Zugang. Darüber hinaus benötigen alle von Gewalt betroffenen 
Frauen nach dem Aufenthalt in einer Schutzeinrichtung geeigneten Wohnraum für ein 
gewaltfreies Leben in den eigenen vier Wänden.

77 � Gemäß Einwohnermelderegister, Stand 30.6.2023 (Amt für Statistik 
Berlin-Brandenburg).
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3.6 Menschen mit 
Behinderung im Bereich 
der Eingliederungshilfe 
und Suchtkranke
 
Berlin hat sich auf Basis der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behin-
derungen (UN-BRK) mit dem Berliner Maßnahmenplan 2020 bis 2025 „Berlin Inklusiv“ 
das Ziel gesetzt, einer inklusiven Gesellschaft näherkommen. Jeder Mensch mit oder ohne 
Behinderung soll die gleichen Chancen, Rechte und Möglichkeiten zur Teilhabe haben.78 

Gemäß Monitoring zur UN-Behindertenrechtskonvention des Deutschen Instituts für 
Menschenrechte aus dem Jahr 2021 gibt es allerdings derzeit noch keine vollständige 
Datengrundlage zum Umsetzungsstand der Rechte von Menschen mit Behinderungen.79

Aufgrund fehlender Datengrundlagen wurde für die nachfolgenden Ausführungen auf 
Daten zu Personen, die nach §§ 53, 54 SGB XII durch die Eingliederungshilfe in betreuten 
Heimen, Wohngemeinschaften oder Einzelwohnungen für körperlich, geistig oder mehr-
fach Behinderte sowie therapeutisch betreute Heime, Übergangsheime, Wohngemein-
schaften oder Einzelwohnungen für seelisch Behinderte mit Wohnraum versorgt werden, 
zurückgegriffen.

Zum Stichtag 30.06.2023 befanden sich in Berlin 7.774 Menschen mit geistiger, körper-
licher oder mehrfacher Behinderung in besonderen Wohnformen, die Eingliederungshilfe 
für Menschen mit Behinderungen erhalten sowie 23.164 Menschen dieser Personengruppe 
außerhalb dieser besonderen Wohnformen.80 81 

78 � Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales: BERLIN INKLUSIV. Berliner Maß-
nahmenplan 2020 bis 2025 zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention, 2021

79  Deutsches Institut für Menschenrechte 2021 (Drucksache 18/3353)
80 � Daten aus OPEN ProSoz und https://www.sozial-informations-system.de/ zur Anzahl 

der Personen die Leistungen der Eingliederungshilfe verschiedener Leistungstypen 
erhalten, Stichtag: 30.06.2023

81  Ohne Menschen mit seelischer Behinderung.
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3.6.1 Menschen mit einer 
geistigen, körperlichen oder 
mehrfachen Behinderung
In Berlin standen im Juni 2023 im Rahmen der Eingliederungshilfe für Menschen mit 
einer geistigen, körperlichen oder mehrfachen Behinderung 7.661 ambulante wohnbezo-
gene Unterstützungsangebote zur Verfügung. Diese Unterstützungsangebote umfassen 
4.371 Plätze im Rahmen des betreuten Einzelwohnens sowie 399 Plätze in Wohngemein-
schaften des Leistungstyps 1, 2.169 Plätze in Wohngemeinschaften des Leistungstyps 2 und 
722 Plätze in Wohngemeinschaften des Leistungstyps 3.82

Berlinweite Zahlen, wie hoch die Nachfrage nach betreuten Wohnplätzen im Rahmen der 
Eingliederungshilfe tatsächlich ist, stehen nicht zur Verfügung. Hinweise hierzu können Aus-
wertungen des Projekts „Lotse Berlin“ im Rahmen der jährlichen Sachberichte geben.83

Demnach konnten 2021 etwa 19 % der Personen, die die Beratungs- und Vermittlungstätig-
keit des Projekts in Anspruch nahmen (im Folgenden Ratsuchende, insgesamt 1.090 Per-
sonen), in eine betreute Wohnform (mit Kostenübernahme) wechseln.84 Seit 2017 ist die 
Anzahl der erfolgreichen Vermittlungen relativ konstant geblieben und bewegte sich zwi-
schen 16 % und 21 %. Der Anteil der Suchenden nach einem betreuten Wohnplatz an den 
Ratsuchenden insgesamt ist hingegen in den letzten Jahren deutlich angestiegen. Waren 
2018 etwa 28  % der Ratsuchenden aktuell und perspektivisch auf Suche nach einem 
betreuten Wohnplatz, waren es 2021 41  %.85

Auf Grundlage der Dokumentation des Projekts „Lotse Berlin“ über die Entwicklungen 
seiner Beratungs- und Vermittlungstätigkeiten in den letzten Jahren lässt sich abzuleiten, 
dass sich die Zahl der Menschen mit einer geistig, körperlich oder mehrfachen Behinde-
rung, die einen betreuten Wohnplatz suchen, in den letzten Jahren erhöht hat. Vor diesem 
Hintergrund ist davon auszugehen, dass die Nachfrage nach betreuten Wohnplätzen im 
Rahmen der Eingliederungshilfe das aktuelle Angebot übersteigt. Eine konkrete Gegen-
überstellung von Angebot und Nachfrage ist aufgrund fehlender repräsentativer Daten-
grundlagen für Berlin allerdings nicht möglich. Hinsichtlich zukünftiger Bedarfe ist zu 
erwarten, dass durch das neue Bundesteilhabegesetz, welches seit dem 01.01 2023 in Kraft 
getreten ist, mit hoher Wahrscheinlichkeit neue Wohnformen inklusiver Art verstärkt nach-
gefragt werden. Durch die Gesetzesänderung wurden die Vermögens- und Einkommens-
freibeträge für Leistungen der Eingliederungshilfe erhöht und das Selbstbestimmungsrecht 
rechtlich betreuter Menschen erhöht.86 Eine genaue Einschätzung ist dazu allerdings zum 
jetzigen Zeitpunkt noch nicht möglich.

82  Ebd.
83 � „Lotse Berlin“ ist ein von der Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales 

initiiertes und gefördertes Projekt
84  Holthoff 2022
85  Lotse Berlin: Sachstandsberichte des Projekts der Jahre 2017 bis 2021
86 � https://www.lebenshilfe.de/informieren/familie/neuerungen-fuer-menschen-mit-behin-

derung#-nderungen-im-recht-der-eingliederungshilfe
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3.6.2 Menschen mit seelischer 
Behinderung
 
Valide Untersuchungen zur Häufigkeit psychischer Erkrankungen in Berlin liegen nach 
aktuellem Stand nicht vor. Das Vorkommen psychischer Erkrankungen wird gemäß 
Grünbuch der  Europäischen Union „Die psychische Gesundheit der Bevölkerung ver-
bessern – Entwicklungen einer Strategie für die Förderung der psychischen Gesund-
heit in der  Europäischen Union“ und auf Basis weiterer epidemiologischer Studien auf 
mehr als 28  % der erwachsenen Bevölkerung geschätzt. Als vulnerable Zielgruppe im 
Rahmen der Wohnraumversorgung zählen insbesondere Personen mit schwerer und lang-
andauernder Erkrankung87, da die Beeinträchtigung der Lebensqualität der erkrankten 
Menschen besonders ausgeprägt ist und die Erkrankungen einen chronifizierten Verlauf 
aufweisen. Von schweren und langandauernden Erkrankungen sind zwischen 1 % bis 2 % 
der Bevölkerung betroffen. Für Berlin entspräche dies inzwischen einer Zahl zwischen 
38.500 und 77.000 Menschen.88 Davon abzugrenzen sind wiederum Personen, die eine 
seelische Behinderung haben. Eine „Behinderung“ ergibt sich aus der – nicht nur vor-
übergehend bestehenden – Einschränkung der Teilhabe- Möglichkeiten aufgrund indivi-
dueller Einschränkungen. Ein Mensch mit einer seelischen Behinderung ist nach §2 SGB 
IX ein Mensch, der eine psychische Beeinträchtigung hat, die ihn in Wechselwirkung mit 
einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der gleichberechtigten Teilhabe an der 
Gesellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate hindern kann. Gemäß 
dieser Definition erfüllen mit hoher Wahrscheinlichkeit die Mehrzahl der Personen mit einer 
schweren psychischen Erkrankung auch die Kriterien für eine seelische Behinderung.

89

In Berlin erfolgt die Vergabe von Leistungen der Eingliederungshilfe gemäß Teil 2 des 
Sozialgesetzbuchs 9 (SGB IX) für Menschen mit seelischer Behinderung unter Einbezie-
hung der „Steuerungsgremien Psychiatrie und Sucht“ (SGPS) in den zwölf Bezirken. Laut 
Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesundheit und Pflege werden jährlich rund 3.700 
seelisch behinderte Menschen mit dem Ziel der Vermittlung Maßnahmen der Eingliede-
rungshilfe in den bezirklichen Steuerungsgremien vorgestellt. Soweit die Betreuung auch 
die Bereitstellung von Wohnraum erfordert, wird die Vermittlung in Betreuungsplätze aller-
dings immer schwieriger, da diese Plätze belegt sind.90 

87  �Bspw. schwere psychotische Erkrankungen, schwere Depressionen, Demenzen oder 
anderen andere schwer und langanhaltende psychische Erkrankungen (Gühne et al. 2015)

88 � Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesundheit und Pflege (2023, persönliche 
Kommunikation)

89 � Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesundheit und Pflege (2023, persönliche 
Kommunikation

90  ebd.
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Die gegenwärtige Anzahl (Stand Juni 2023) der ambulanten wohnraumgebundenen 
Betreuungsplätze91 (in eigener Wohnung bzw. Trägerwohnraum) in der Eingliederungshilfe 
für Menschen mit seelischer Behinderung in Berlin beläuft sich auf rund 11.700, von diesen 
sind schätzungsweise rund 45 % der Plätze an Trägerwohnraum gekoppelt. Dies entspricht 
in etwa 5.300 Plätzen in Trägerwohnraum.92

Der angespannte Berliner Wohnungsmarkt mit steigenden Mieten und die zunehmende 
Schwierigkeit der Wohnraumversorgung für vulnerable Personengruppe wirken sich auch 
auf das Angebot der regionalen psychosozialen Versorgung aus, zumal sich immer deutli-
cher Ressourcenkonflikte zwischen Zielgruppen zeigen. Zum einen ist es nach Auskunft der 
Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesundheit und Pflege aufgrund der angespannten 
Situation auf dem Wohnungsmarkt schwierig neuen Trägerwohnraum anzumieten. Zum 
anderen finden Personen nach Beendigung der Maßnahmen immer schwieriger Wohn-
raum am freien Wohnungsmarkt und können somit nicht zeitnah zum Abschluss der Maß-
nahme entlassen werden, wodurch wiederum Trägerwohnraum für neue Klientinnen und 
Klienten blockiert wird. Die Zielgruppe der Menschen mit seelischer Behinderung und der 
Suchtkranken fragt vor allem kleine, preiswerte Wohnungen nach. Die Problematik der 
Verschuldung, Abhängigkeit von Transferleistungen oder direkte Krankheitsfolgen verhin-
dern häufig die Anmietung von eigenem Wohnraum. Laut Einschätzung der Senatsver-
waltung für Wissenschaft, Gesundheit und Pflege könnten aktuell (Stand Sommer 2023) 
in den Berliner Bezirken rund 60 Personen pro Bezirk, für Berlin insgesamt somit rund 
720 Personen, aus den Betreuungsangeboten der Eingliederungshilfe entlassen werden, 
wenn ausreichend Wohnraum zur Verfügung stehen würde. Durch diesen fehlenden bzw. 
verspäteten „Abfluss“ aus den Betreuungskontexten kommt es zu einer Blockade bei 
den wohnungsgebundenen Betreuungsangeboten, infolgedessen die Neuaufnahme von 
Betroffenen erschwert wird. Aufgrund dieser Entwicklung ist von einem steigenden Wohn-
raumbedarf für Angebote der regionalen psychosozialen Versorgung auszugehen. Der 
Senat hat sich im Rahmen seiner Beschlussfassung zum Konzept zur bodenpolitischen 
Strategie und Ergänzung des bestehenden Regelwerkes für die Liegenschaftspolitik dar-
auf verständigt, dass die Belange der sozialen Infrastruktur verstärkt Berücksichtigung fin-
den sollen. Die Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesundheit und Pflege wird in diesem 
Kontext für die genannten Zielgruppen auf Basis der aktuellen Bevölkerungszahlen und 
einer Prognose bis 2030 die Wohnraumbedarfe für die benötigten Wohnformen (z. B. 
Appartements, betreutes Einzelwohnen, betreutes Gruppenwohnen, altersgerechtes 
Wohnen, generationsübergreifendes Wohnen sowie Pflegeeinrichtungen) konkretisieren 
und für weitere Erarbeitungen, beispielsweise einer möglichen Fortschreibung des Wohn-
raumbedarfsberichtes, übermitteln.93

91 � In der ambulant-komplementären Versorgung von seelisch behinderten Menschen mit 
Eingliederungshilfebedarf gemäß § 53 SGB XII gliedert sich die Wohnbetreuung in a) 
Therapeutisch betreutes Einzelwohnen für seelisch Behinderte (BEWSB), in der eigenen 
Wohnung oder in einer Trägerwohnung, b) Therapeutisch betreute Wohngemein-
schaften (TWGSB), c) Therapeutisch betreute Wohngemeinschaften mit Nachtwache 
(TWASB) und d) Verbünde von Therapeutisch betreutem Wohnen für seelisch Behin-
derte (VT2SB, Zusammenführung von BEWSB und TWGSB).

92 � Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesundheit und Pflege (2023, persönliche 
Kommunikation)

93 � Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesundheit und Pflege (2023, persönliche 
Kommunikation)
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3.6.3 Suchtkranke
 
Im Rahmen des Epidemiologischen Suchtsurveys 2021, einer Repräsentativerhebung zum 
Gebrauch und Missbrauch psychoaktiver Substanzen bei Jugendlichen und Erwachsenen, 
wurde die Berliner Bevölkerung im Alter von 18- bis 64 Jahren befragt. Demnach leben in 
Berlin in der oben genannten Altersgruppe ca.:
	§ 371.000 Personen mit einem riskanten Alkoholkonsum in den letzten 30 Tagen
	§ 387.000 Konsumenten illegaler Drogen (überwiegend Cannabis)

Analysen der Wohnsituation im Rahmen der Berliner Suchthilfestatistik 2021 (Jahresbericht 
zur aktuellen Situation der Suchthilfe in Berlin) haben ergeben, dass Personen mit Opioid
problematik deutlich häufiger obdachlos bzw. in Notunterkünften untergebracht sind. 
Während Personen mit Alkohol- oder Glücksspielproblematik bzw. mit exzessiver Medien-
nutzung häufiger selbstständig wohnen.

Auch sind Personen mit Problematiken in Folge des Konsums illegaler Substanzen öfter 
in Justizvollzugsanstalten untergebracht, als Personen mit Problemen im Bereich legaler 
Konsum- und Verhaltensformen.

Im Rahmen des Berliner Suchthilfesystems wurden 2022 berlinweit folgende spezifisch für 
Sucht- bzw. Drogenkranke ausgerichtete Wohnangebote vorgehalten:
a.  Trägerwohnraum im Rahmen entgeltfinanzierter Einrichtungen der Suchthilfe
	 a) �Betreutes Wohnen für Substituierte gem.§§ 78 ff SGB IX ( SDBGW): Ein-bis drei 

Zimmerappartements mit 348 Plätzen
	 b) �Betreutes Gruppenwohnen für ehemals Drogenabhängige nach abgeschlossener 

Therapie gem.§§ 67 ff SGB XII (72DBW): Wohngemeinschaften und Appartement-
wohnen, davon drei Angebote in trägereigenen Immobilien mit insgesamt 231 Plätzen

	 c) �Psychosozial betreutes Übergangswohnen für ausstiegsorientierte Menschen mit 
einer Abhängigkeitserkrankung gem. § 78 SGB IX (SDUEH) mit 14 Plätzen in gemein-
schaftlichem Wohnraum.

b. � Vorgehaltener Wohnraum im Rahmen von Zuwendungsmaßnahmen des Integrierten 
Gesundheits- und Pflegeprogramm „Handlungsfeld Drogen und Sucht“

Jeweils ein Objekt für suchtkranke Frauen mit 8 Plätzen und eines für suchtkranke Männer 
mit Migrationshintergrund mit 14 Plätzen sowie eine Etage für eine Krisen- und Notüber-
nachtungseinrichtung für obdachlose Drogenabhängige (Krisenwohnung) mit 15 regulären 
Plätzen und drei Notübernachtungsmöglichkeiten.

Darüber hinaus stehen unter den Angeboten im Rahmen entgeltfinanzierter Einrichtungen 
des psychiatrischen Versorgungssystems knapp 3.000 Plätze zum Teil in Trägerwohnun-
gen zur Verfügung, die sich explizit an suchtkranke Menschen (überwiegend Alkohol-
kranke sowie Menschen mit psychischen und Verhaltensstörungen aufgrund illegalen 
Substanzkonsums) richten. Die Daten hierzu sind auch unter dem Personenkreis psychisch 
Kranke erfasst.
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Die folgenden Daten basieren auf die im Rahmen der Leistungsvereinbarungen von den 
Anbietern verpflichtend vorzulegenden standardisierten Jahresberichten für die entgelt-
finanzierten Einrichtungen sowie den strukturierten Sachberichten zum Verwendungsnach-
weis der Projekte des integrierten Gesundheitsprogramms „Handlungsfeld Drogen und 
Sucht“.

2022 nahmen 341 betreute Wohnen Leistungsberechtige das Angebot SDBGW in 
Anspruch. Im betreuten Wohnen 72DBW wurden 2022 insgesamt 304 Personen betreut. 
Die Verweildauer der Klientinnen und Klienten beträgt im Schnitt bis zu 18 Monaten. In 
Einzelfällen auch länger. In den zuwendungsfinanzierten Wohnprojekten wurden im Jahr 
2022 insgesamt 103 Personen betreut.

Im Bereich SDBGW haben 2022 insgesamt 87 Personen die Maßnahme beendet, davon 
13 Personen regulär. In eigenen Wohnraum oder eine andere Wohnform sind danach 
21 Personen vermittelt worden. (Anmerkung: Eigener Wohnraum wird hier nicht gesondert 
erfasst). Das betreute Wohnen 72DBW haben 2022 135 Personen beendet, davon 93 Per-
sonen regulär. 74 Personen konnten danach in neuen Wohnraum mit Hauptmietvertrag 
ziehen. Das entspricht knapp 80 %.

In den zuwendungsfinanzierten Wohnprojekten haben insgesamt 73 Personen die Maß-
nahme beendet, davon 32 Personen regulär. In selbstständiges Wohnen konnten insge-
samt 5 Personen entlassen werden.

3.7 Haftentlassene
 
Wohnraum ist für Haftentlassene ein wichtiger Anker, um nach der Entlassung wieder Fuß 
in der Gesellschaft zu fassen, einen Rückfall in alte Verhaltensweisen zu vermeiden und 
die in Haft über verschiedene Behandlungsmaßnahmen erarbeiteten persönlichen Ver-
änderungen aufrechtzuerhalten. Eine angemessene Versorgung mit Wohnraum wie auch 
der Erhalt von vorhandenem Wohnraum während kurzzeitiger Haftstrafen sind somit für 
die Resozialisierung von Straffälligen und ihrer erfolgreichen Wiedereingliederung in die 
Gesellschaft von wesentlicher Bedeutung.

Während der Haft werden Beratungs- und Unterstützungsangebote für die Unterkunfts 
oder Wohnraumvermittlung im Rahmen der Entlassungsvorbereitungen vorgehalten. 
Im Rahmen des Übergangsmanagements wird – insbesondere durch Kooperation mit 
externen Trägern – ein begleitendes Angebot aus der Haft in die Gesellschaft vorgehalten, 
um Obdachlosigkeit zu vermeiden. Allerdings bedarf es hierfür auch eines ausreichenden 
Angebots von Wohnraum und geeigneten Unterkünften, auf das zurückgegriffen werden 
kann. Im Herbst 2017 hat die für Justiz zuständige Senatsverwaltung eine Online-Umfrage 
zum Thema Wohnraumversorgung von Inhaftierten und Haftentlassenen bei Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der Haftanstalten, der Sozialen Dienste der Justiz, kommunaler 
Behörden und externer Einrichtungen und Un-
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ternehmen durchgeführt. Bei der Frage zu den drängendsten Problemen in Bezug auf 
die Versorgung von Haftentlassungen mit Wohnraum entfallen die meisten Nennungen 
auf die Beschaffung von Wohnraum. Die Finanzierung des Wohnraums sowie die Kosten-
übernahme für bestehenden Wohnraum während der Inhaftierung werden von knapp der 
Hälfte der Befragten als dringliches Problem eingeschätzt.94

Nach Auskunft der Justizvollzugsanstalten hat sich der Anteil der in eine prekäre Wohn-
situation (Notunterkunft, vorübergehendes Quartier, Obdachlosigkeit) entlassenen Straf-
gefangenen, Jugendstrafgefangenen und Sicherungsverwahrten von rund 33 % im Jahr 
2018 auf rund 43 % im Jahr 2022 weiter erhöht. Es ist anzunehmen, dass die tatsächliche 
Anzahl noch höher liegt. Zwar steigt der prozentuale Anteil der Entlassenen ohne eigenen 
Wohnraum, wegen der zurückgegangenen Gefangenenzahlen ist die Zahl der Entlassenen 
jedoch faktisch niedriger als im Jahr 2017.

Anhand der Zahlen der Entlassenen im Jahr 2022 muss von jährlich rund 1.300 Personen 
ausgegangen werden, die ohne eigenen Wohnraum entlassen werden.95 Auf Grundlage 
der bisherigen Entwicklung und vor dem Hintergrund des angespannten Wohnungsmarktes 
in Berlin ist für die kommenden Jahre von einem steigenden Bedarf auszugehen.

Neben der Schaffung von Wohnraum kommt bei einem angespannten Wohnungsmarkt 
dem Erhalt von Wohnraum bei Haftantritt besondere Bedeutung zu. Im Hinblick auf die 
stabilisierende Wirkung eines festen Wohnsitzes und die Folgekosten für die sozialen 
Sicherungssysteme erscheint bei einer Haftstrafe von bis zu einem Jahr die Wohnraum
sicherung besonders wichtig. Die nach dem SGB XII (Sozialhilfe) mögliche Übernahme 
von Mietkosten über sechs Monate hinaus würde das Ziel unterstützen und dürfte in der 
Regel kostengünstiger sein als die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften oder 
Hostels bei Haftentlassung. Die destabilisierende Wirkung einer Haftentlassung in die 
Obdachlosigkeit bzw. eine andere prekäre Wohnsituation ist enorm und verursacht zudem 
erhebliche Folgekosten.96

94  Hayes et al. (2018, S. 4)
95  Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz (2023, persönliche Kommunikation)
96 � Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz (2023, persönliche Kommunikation)
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4 WOHNUNGS­
BEDARF BIS 2040
 
Zentrale Aufgabe des Stadtentwicklungsplans Wohnen 2040 (StEP Wohnen 2040) ist es, 
den Wohnungsbaubedarf im Land Berlin bis 2040 zu ermitteln und daraufhin Wohnungs-
baupotenziale im gesamten Stadtgebiet zu identifizieren, zu priorisieren und Schwer-
punkträume abzugrenzen. Ziel ist, die städtebaulichen Voraussetzungen für eine aus
reichende Wohnungsversorgung für die prognostizierte Bevölkerungsentwicklung in der 
Stadt sicherzustellen.
Der StEP Wohnen 2040 wurde am 03.09.2024 durch den Berliner Senat beschlossen. 
Er ersetzt damit den bisherigen StEP Wohnen 2030. Die Ziele und räumlichen Aussagen 
des StEP Wohnen 2040 sind ab sofort in den Planungsverfahren des Landes Berlin, unter 
anderem bei der Aufstellung von Bebauungsplänen zu berücksichtigen.
Von 2022 bis 2040 braucht Berlin gemäß StEP Wohnen 2040 Flächen für den Bau von 
weiteren 272.000 Wohnungen. Dieser zusätzliche Bedarf setzt sich aus drei Komponenten 
zusammen: dem demografischen Bedarf, dem Entlastungsbedarf und einer Flächen
reserve zur Vorsorge.

Demografischer Bedarf 
 
Die Bevölkerung Berlins wird gemäß StEP Wohnen 2040 in den Jahren 2022 bis 2040 
voraussichtlich um 187.000 Menschen und die Zahl der Haushalte um etwa 85.000 
anwachsen. Daraus ergibt sich ein demografisch bedingter Bedarf von 85.000 zusätz-
lichen Wohnungen.

Entlastungsbedarf 
 
Würden lediglich Wohnungen für die Menschen gebaut, die neu nach Berlin ziehen, bliebe 
das Angebot, gemessen an der Zahl der Haushalte, gleich. Am angespannten Wohnungs-
markt würde sich nichts ändern. Um die Anspannung zu lindern, braucht es weitere Woh-
nungen: den Entlastungsbedarf. Er ergibt sich aus der Zahl der Wohnungen, die nötig sind, 
um dauerhaft eine Fluktuationsreserve (also: eine Leerstandsquote) von drei Prozent des 
Wohnungsbestands aufzubauen und zu erhalten. Nur dann können Umzugsketten in Gang 
kommen und Wohnungssuchende Zugang zu einem Wohnungsangebot erhalten, das sie 
sich leisten können. Der Entlastungsbedarf liegt bei weiteren 137.000 Wohnungen. Darin 
ist auch ein Ersatzbedarf von 1.000 Wohnungen im Jahr (0,05 Prozent des Wohnungs
bestands) enthalten, der Wohnungsabgänge durch Abriss oder Umnutzung ausgleicht.

Flächenvorsorge für Unvorhersehbares
 
Wenn durch Krisen andernorts unerwartet viele Menschen nach Berlin kommen, kann das 
den Wohnungsbedarf sprunghaft erhöhen. Das haben die letzten 15 Jahre gezeigt, und 
das zeigt die aktuelle Situation bis heute. Als Größenordnung scheint auf Basis der Erfah-
rungswerte aus den letzten kriegs- und krisenbedingten Zuzugswellen ein Vorsorgebedarf 
an Flächen für 50.000 Wohnungen angemessen.
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Der größte Bedarf in den kommenden Jahren 
 
Der Bedarf verteilt sich nicht gleichmäßig auf den Zeitraum von 2022 bis 2040. Ein Groß-
teil der fehlenden Wohnungen wird bis 2030 benötigt. Die Bevölkerung wird gemäß StEP 
Wohnen jedes Jahr um durchschnittlich 0,4 Prozent zunehmen. Danach sind es nur noch 
0,14 Prozent im Jahr. Ein Großteil des demografischen Bedarfs fällt damit in der Phase bis 
2031 an. Vor allem der Entlastungsbedarf muss in der ersten Phase des Planungszeitraums 
gedeckt werden, eben um den Wohnungsmarkt möglichst schnell zu entlasten. Je weniger 
Wohnungen in den kommenden Jahren gebaut werden, umso länger zögert sich das Ziel 
eines entspannteren Wohnungsmarkts hinaus. 
Um dieses Ziel möglichst rasch zu erreichen, möchte der Berliner Senat bis 2026 im Durch-
schnitt jährlich 20.000 Wohnungen bauen. Um den demografischen Bedarf zu decken und 
den Wohnungsmarkt weiter zu entspannen, sind dann im Zeitraum 2027 bis 2031 noch 
mindestens 50.000 Wohnungen (entspricht durchschnittlich etwa 12.500 Wohnungen/
Jahr) und in den Jahren 2032 bis 2040 noch mindestens 72.000 weitere Wohnungen 
(entspricht durchschnittlich 9.000 Wohnungen/Jahr) erforderlich. Die Vorsorge wird mit 
einem Flächenbedarf für 50.000 Wohnungen ab 2027 angesetzt. Dabei handelt es sich 
um zusätzliche Potenziale: Flächen, auf denen im Bedarfsfall gebaut werden könnte.

Neubauvolumen Flächenvorsorge
2022-2026 100.000 Wohnungen
2027-2031 min. 50.0000 Wohnungen

+ 50.000 Wohnungen
2032-2040 min. 72.000 Wohnungen

Tabelle 24: Wohnungsneubaubedarf von 2022 bis 2040

Diese Angaben sind Näherungswerte. Sie geben an, wie viele Wohnungen in Berlin 
geschaffen werden müssen, um eine Entspannung des Wohnungsmarkts zu erreichen. Sie 
sagen nicht, wie viele Wohnungen tatsächlich gebaut werden. Angesichts des aktuellen 
Investitionsklimas scheint es wenig wahrscheinlich, dass sich die angestrebten Zahlen in 
der laufenden Legislaturperiode realisieren lassen. Sofern dies der Fall ist, erhöhen sich 
der Neubaubedarf für die Folgejahre um das Volumen, um das die tatsächlichen Bau-
fertigstellungen gegenüber den Zielzahlen zurückbleiben. Wann sich die Bedingungen 
wieder verbessern, lässt sich heute kaum sagen. 
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5 WOHNUNGS­
POLITISCHE
MASSNAHMEN IN
BERLIN
 
Eine nachhaltige Abschwächung der Entwicklung der Neuvertragsmieten wird es aller 
Voraussicht nach erst geben, wenn das Wohnungsangebot die Nachfrage deckt. Oberste 
Devise bis dahin heißt: Neuen Wohnraum bauen. Zwischenzeitlich muss Berlin alle tat-
sächlich gegebenen Chancen im bestehenden Rechtssystem nutzen, um den Mietanstieg 
administrativ abzuschwächen.

Berlin nutzt deshalb alle im Bundesrecht gegebenen Möglichkeiten zur Eindämmung 
des  Mietanstieges. Der Senat von Berlin hat die ganze Stadt zum Gebiet mit einem 
angespannten Wohnungsmarkt erklärt. In der Folge dürften allgemeine Mieterhöhun-
gen bis zum üblichen Mietniveau nur noch im geringeren Umfang stattfinden, als in den 
Gebieten ohne angespannten Wohnungsmarkt. Die bundesrechtlichen Regelungen zur 
Begrenzung der Miete bei Mietbeginn, die sogenannte Mietpreisbremse, ist in ganz Berlin 
zu beachten. Die Umwandlung von Mietwohnungen in Eigentumswohnungen ist in ganz 
Berlin grundsätzlich nur noch im Ausnahmefall möglich.

Mit der regelmäßigen Herausgabe eines Berliner Mietspiegels schafft Berlin die Vor-
aussetzungen, damit die Mieterinnen und Mieter die Einhaltung der bundesrechtlichen 
Mietvorschriften besser kontrollieren können. Seit dem 30. Mai gilt der neue Berliner 
Mietspiegel 2024. Darüber hinaus fordern Berlin und die anderen Bundesländer von der 
Bundesregierung, dass sie die im Koalitionsvertrag der Regierungsparteien zugesagten 
weiteren Verbesserungen des Mietrechts schnell auf den Weg bringt, insbesondere die 
weitergehende Einschränkung der Möglichkeiten für allgemeine Mieterhöhungen von 15 
auf 11 Prozent innerhalb von drei Jahren.
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Das wichtigste Mittel zur Abschwächung des Mietanstieges ist aber der Wohnungsneubau.
Für mehr Wohnungsbau hat Berlin ein ganzes Bündel von Maßnahmen ergriffen, neben 
der Förderung des Wohnungsneubaus, der Beschleunigung der Genehmigungsverfahren 
(Schneller-Bauen-Gesetz) und der Bereitstellung von landeseigenen Grundstücken, wurde 
zum Beispiel 2022 ein Bündnis für Wohnungsneubau und bezahlbares Wohnen abge-
schlossen. Vertreterinnen und Vertreter des Landes Berlin, der kommunalen und privaten 
Wohnungswirtschaft, der Industrie- und Handelskammer Berlin sowie der Wohlfahrts
verbände haben sich im Bündnis zu den zentralen Themen des schnelleren Bauens, des 
Baus von bezahlbarem Wohnraum und des Mieterschutzes verständig.

Das Bündnis für Wohnungsneubau und bezahlbares Wohnen vereint die wichtigsten 
Akteure auf dem Berliner Wohnungsmarkt. Ziel des Bündnisses ist es, den Bau von bezahl-
barem Wohnraum zu beschleunigen und die Mieten in Berlin durch wohnungspolitische 
Vereinbarungen zu stabilisieren.

Eine weitere Komponente besteht auf der Ausweitung von Förderprogrammen. In dem 
Sinne wurden bereits mehrere Förderprogramme ins Leben gerufen und bestehende Pro-
gramme stark verbessert und an die aktuellen Begebenheiten angepasst. Für die Haus-
haltsjahre 2024 und 2025 wurde eine Rekordsumme von jeweils 1,5 Milliarden Euro für den 
sozialen Wohnungsbau angemeldet. Diese Mittel repräsentieren den größten Einzelposten 
im Landeshaushalt und unterstreichen die politische Prioritätensetzung. Zinslose Darlehen 
und Baukostenzuschüsse bilden hierbei zentrale Instrumente, um Bauträger – darunter 
auch Genossenschaften - finanziell zu entlasten und neue Bauprojekte wirtschaftlich trag-
fähig zu machen.

Des Weiteren stellt das Land Berlin zusätzliche Zuschüsse für klimagerechtes Bauen, 
energieeffiziente Wohnungen sowie barrierefreie Wohnungen bereit. Denn es geht nicht 
nur darum, möglichst viele Wohnungen zu bauen, sondern auch darum, Wohnungen zu 
schaffen, die den Herausforderungen der heutigen Zeit gerecht werden: energieeffizient, 
umweltfreundlich und für alle zugänglich. 

Ein weiterer zentraler Aspekt der Strategie ist die Berücksichtigung der vielfältigen Lebens-
formen in der Stadt. So können Bauträger, die Wohnraum für Studierende und Auszu
bildende schaffen, auf spezifische Fördermittel zurückgreifen. Gleichzeitig unterstützt 
das Land Berlin soziale Träger bei ihren Wohnprojekten, um sicherzustellen, dass auch 
vulnerable Gruppen ein sicheres Zuhause finden.
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Neben dem Neubau ist auch die energetische Modernisierung des bestehenden Wohnungs
bestands ein entscheidender Hebel. Mit dem Programm „Förderung der sozialgerechten 
energetischen Modernisierung von Mietwohnraum“ fördert das Land Berlin Maßnahmen 
zur Verbesserung der Energieeffizienz in Mietwohnungen und sichert gleichzeitig die lang-
fristige Bezahlbarkeit durch Mietpreis- und Belegungsbindungen.

Ein bedeutender Beitrag zur Stabilisierung des Berliner Wohnungsmarkts wird zudem 
durch die landeseigenen Wohnungsunternehmen geleistet. Im Jahr 2023 verwalteten die 
sechs kommunalen Wohnungsbaugesellschaften, die zu 100 % im Besitz des Landes Berlin 
stehen, rund 362.000 Wohneinheiten – ein Marktanteil von 18 % des gesamten Wohnungs-
bestands der Stadt. Trotz ihrer privatwirtschaftlichen Organisation unterliegen diese Unter-
nehmen der Aufsicht der Berliner Senatsverwaltung.

Mit einer moderaten Durchschnittsmiete von 6,46 € pro Quadratmeter tragen die kommu-
nalen Wohnungsbaugesellschaften erheblich zur Stabilisierung der stadtweiten Mietent-
wicklung bei. Ihr Ziel ist es, den Bestand bis 2026 auf 400.000 Wohnungen zu erhöhen 
– sowohl durch Neubauten als auch durch Zukäufe. Dabei stehen sie vor wesentlichen 
Herausforderungen, darunter die Finanzierung von Bau- und Instandhaltungsmaßnahmen, 
die Bereitstellung von bezahlbarem Wohnraum für Haushalte mit geringem und mittlerem 
Einkommen sowie die gleichzeitige Reduzierung von CO₂-Emissionen und Schulden.

Die Partnerschaft zwischen dem Land Berlin und seinen Wohnungsunternehmen ist in einer 
Kooperationsvereinbarung geregelt, die einheitliche Richtlinien für Vermietungspraxis 
und Miethöhen festlegt. Diese Vereinbarung stellt sicher, dass mindestens 63 % der leer
stehenden Wohnungen an Haushalte mit niedrigem oder mittlerem Einkommen vermietet 
werden. Bei Neubauten gilt zudem die Vorgabe, dass mindestens 50 % der Wohnungen 
mietpreisgebunden sind. Darüber hinaus wird sichergestellt, dass die Mietkosten 27 % des 
Nettoeinkommens eines Haushalts nicht überschreiten.
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